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Gesetzentwurf
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Entwurf eines Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetzes

A. Problem und Ziel

Frieden und Sicherheit in Europa stehen unter erheblichem Druck. Russland verfolgt eine
aggressive, imperialistische Agenda, die Europa direkt bedroht. Der volkerrechtswidrige
Angriffskrieg gegen die Ukraine richtet sich auch gegen die deutschen Sicherheitsinteres-
sen. Er demonstriert die Bereitschaft Russlands, internationales Recht mit Gewalt zu bre-
chen und die territoriale Integritat souveraner Staaten zu missachten.

Oberste Aufgabe deutscher Sicherheitspolitik ist es, sicherzustellen, dass die Menschen
in Deutschland auch kunftig in Frieden, Freiheit und Sicherheit leben kdnnen. Schwer-
punkt der deutschen Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist die Abwendung eines mogli-
chen Angriffs Russlands gegen die Bundesrepublik Deutschland und ihre Verblindeten in
Europa.

Eine schnelle und umfassende Aufwuchs- und Durchhaltefahigkeit der Bundeswehr ist
von grundlegender Bedeutung, um in Krise und Krieg langfristig bestehen und Deutsch-
land und seine Verbindeten erfolgreich verteidigen zu kénnen. Dies bereits im Frieden
entschlossen umzusetzen, ist ein zentraler Baustein der Abschreckung. Deutschland hat
sich verpflichtet, einen wesentlichen Beitrag zur Verteidigungsfahigkeit der NATO und
Europas zu leisten und tragt als grofite Volkswirtschaft Europas eine besondere Verant-
wortung. Aufgrund der geografischen Lage Deutschlands ist seine Rolle als logistische
Drehscheibe bei Aufmarsch und Versorgung von NATO-Streitkraften entscheidend flr
eine wirkungsvolle Abschreckung und das erfolgreiche Gelingen der Biindnisverteidigung.
Die Abschreckungs- und Verteidigungsfahigkeit Deutschlands muss durch Starkung sei-
ner staatlichen Leistungsfahigkeit in allen Teilen der Gesamtverteidigung schnell und mit
hochster Prioritat erreicht werden. Dies bedingt flir den Bereich der militarischen Verteidi-
gung den materiellen und personellen Aufwuchs der Bundeswehr, flr den ein erheblicher
Auf- und Ausbau der militarischen und sonstigen verteidigungswichtigen Infrastruktur er-
forderlich ist.

B. Losung

Zur Erreichung der genannten Ziele werden mit diesem Gesetz wichtige, gesetzliche
Grundlagen fir die Steigerung des Bauvolumens, eine beschleunigte Umsetzung von
Bauvorhaben der Bundeswehr sowie die zugige Bildung einer strategischen Liegen-
schaftsreserve einschlielllich deren Betrieb geschaffen.
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Uber Ausnahmen zugunsten der Bundeswehr im Umwelt- und Naturschutzrecht und die
Anpassung der Regelungen im Schutzbereich- und Landbeschaffungsgesetz wird die
Sicherstellung der militarischen Nutzung der Bundeswehrliegenschaften, deren Erweite-
rung sowie die Innutzungsnahme neuer Liegenschaften, ein erleichterter Vollzug bei Ein-
griffen in die Natur und eine beschleunigte Umsetzung von Baumalinahmen ermdglicht.
Zudem wird Uber ein neu erlassenes Gesetz der Eigenvollzug bei der Umsetzung von
Baumalinahmen deutlich gestarkt.

Gleichzeitig wird das Uberragende o6ffentliche Interesse an der Durchfihrung dieser Auf-
gaben festgeschrieben, so dass sichergestellt ist, dass den Belangen der Bundeswehr
regelmallig ein besonders hohes Gewicht zukommt, z.B. in Planungsabwagungsent-
scheidungen.

Mit einer erstinstanzlichen Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts fir ausgewahlte
verwaltungsgerichtliche Verfahren soll eine splrbare Beschleunigung dieser Verfahren
erreicht werden.

Daneben erfolgen Anderungen in Einzelgesetzen, die regelmaRig im Rahmen der Infra-
strukturbereitstellung sowie beim Betrieb dieser Infrastruktur zu beachten sind. Auch wer-
den Anpassungen im Bundesleistungsgesetz an die aktuellen Szenarien und die hybride
Kriegsflihrung vorgenommen. Zur Steigerung der Attraktivitdt des Dienstes in der Bun-
deswehr werden fur militarisches Personal Anpassungen in den Vorschriften zur Bereit-
stellung von Unterkinften vorgenommen, die die Rahmenbedingungen fir die berufliche
Mobilitat und die Unterbringung am Dienstort verbessern kénnen.

C. Alternativen

Keine

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Durch die Einfihrung der erst- und letztinstanzlichen Zustandigkeit des Bundesverwal-
tungsgerichts fur verwaltungsrechtliche Streitigkeiten in Bezug auf bestimmte militarische
Vorhaben entstehen voraussichtlich ab dem Haushaltsjahr 2028 zusatzliche jahrliche Per-
sonal- und Sachkosten in Héhe von ca. 206.690 €, die finanziell und stellenmafig im Ein-
zelplan 07 ausgeglichen werden sollen.

Aufgrund der neuen Regelung im Soldatengesetz, kinftig auch fir nichtunterkunftspflich-
tige Soldatinnen und Soldaten amtliche Unterkinfte bereitzustellen, kénnen sich die zu
erwartenden Mehrausgaben durch die kiinftige Bereitstellung von Gemeinschaftsunter-
kiinften insgesamt auf bis zu ca. 210 Millionen Euro fir die folgenden funf Jahre belaufen.
Durch den personellen Aufwuchs wird die Anzahl der nichtunterkunftspflichtigen Soldatin-
nen und Soldaten in den nachsten finf Jahren bis zum Jahr 2030 jahrlich um ca. 3 Tsd.
auf insgesamt ca. 25 Tsd. Soldatinnen und Soldaten rechnerisch anwachsen. Davon wer-
den ca. 50 % der Soldatinnen und Soldaten eine anerkannte, aber nicht im Sinne des
§ 10 Absatz 3 des Bundesumzugskostengesetzes berlicksichtigungsfahige Wohnung ha-
ben, mit der Folge, dass sie keinen Anspruch auf Erstattung notwendiger Ubernachtungs-
kosten am Dienstort nach den besonderen Gesetzen zur Reise- und Umzugskostenvergi-
tung haben und es so bei der Anmietung einer weiteren privaten Unterkunft zu einer fi-
nanziellen Doppelbelastung (zwei Mieten) kommen kann. Der Erflllungsaufwand lasst
sich unter Berlcksichtigung einer entsprechenden Anlaufzeit fir die Errichtung sowie ei-
nem linearen Zulauf der entsprechenden Soldatinnen und Soldaten wie folgt aufteilen:

2027 2028 2029 2030 2031

25 Mio. € 35 Mio. € 50 Mio. € 50 Mio. € 50 Mio. €
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In Anbetracht der erheblichen Zunahme der Finanzbedarfe des Verteidigungsressorts als
Folge der geanderten sicherheitspolitischen Lage muss es dem Dienstherrn gleichwonhl
vorbehalten sein, die Bereitstellung von Gemeinschaftsunterkiinften auf die jeweils bereits
vorhandenen bundeswehreigenen Kapazitaten zu begrenzen. Die entsprechenden Fi-
nanzbedarfe werden im Rahmen des Plafonds des jeweiligen Einzelplans gedeckt.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Blurgerinnen und Burger

Durch das Gesetz entsteht kein Erflllungsaufwand fir Birgerinnen und Blrger.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein Erfullungsaufwand. Es kommen kei-
ne Burokratiekosten aus Informationspflichten hinzu.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Es entsteht auch kein zusatzlicher, wesentlicher Erfullungsaufwand fur den Bund. Fir die
Lander ergibt sich ebenfalls kein wesentlicher Erfullungsaufwand.

F. Weitere Kosten

Das Gesetz verursacht weder sonstige Kosten fur die Wirtschaft noch Kosten fur die sozi-
alen Sicherungssysteme. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson-
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetzes

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 14. August 2026
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Biirgermeister

Dr. Andreas Bovenschulte

Sehr geehrter Herr Bundesratsprésident,

hiermit iibersende ich geméll Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetzes
mit Begriindung und Vorblatt.
Federfiihrend sind das Bundesminsterium der Verteidigung und das Bundes-

ministerium fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit.

Mit freundlichen Griiflen
Friedrich Merz

Fristablauf: 25.09.26
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Artikel 1

Gesetz fiir den Bau und Betrieb von Infrastruktur fiir Zwecke der
Bundeswehr

(Bundeswehrbaugesetz — BwBauG)

§1
Anwendungsbereich

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten fur die Planung und Umsetzung von Bauvor-
haben flr Zwecke der Bundeswehr und der verbiindeten Streitkrafte sowie fir den Betrieb
der militarischen Liegenschaften und Gebaude.

§2
Bauaufgaben zur Deckung des infrastrukturellen Bedarfs der Bundeswehr

(1) Neben der Ubertragung von Bauaufgaben gemaf § 5b des Finanzverwaltungsge-
setzes auf die Lander kann der Bund seine Bauaufgaben auch selbst erledigen. Die Lei-
tung, Steuerung und Erledigung von Bauaufgaben fir Zwecke der Bundeswehr kann durch
die Bundeswehrverwaltung erfolgen, sofern nicht ein Land die Bauaufgabe nach einem zu-
vor vereinbarten Verfahren Gbernimmt.

(2) Fur den Bau oder Betrieb solcher Infrastruktur kann der Bund ein Unternehmen in
einer Rechtsform des privaten Rechts fur den Bau oder Betrieb solcher Infrastruktur grin-
den oder sich an einem bestehenden Unternehmen in einer solchen Rechtsform beteiligen.

Fir die Ubernahme von Bauaufgaben durch das Unternehmen ist Absatz 1 entsprechend
anzuwenden.

§3
Rechtsbehelfe, Zustindigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

(1) Rechtsbehelfe, die die Zulassigkeit oder die Durchfiihrung von Bauvorhaben nach
§ 1 betreffen, haben keine aufschiebende Wirkung.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug Uber
verwaltungsrechtliche Streitigkeiten Uber

1. Schutzbereichsanordnungen nach §§ 1, 2 Schutzbereichgesetz,
2. Genehmigungen nach § 3 Absatz 1 Satz 5 Schutzbereichgesetz,
3. Anordnungen nach § 4 Schutzbereichgesetz,

4. den Ausschluss oder die Beschrankung der Benutzung oder des Gemeingebrauchs
durch die Schutzbereichsbehérde nach § 5 Schutzbereichgesetz,
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5. die Duldung der Errichtung, Unterhaltung oder Beseitigung von baulichen und anderen
Anlagen, den Aufwuchs oder die Anpflanzung oder Beseitigung von Wald oder anderen
Aufwuchs betreffend nach § 6 Schutzbereichgesetz,

6. die Zulassung von Vorhaben der Bundeswehr oder der verbiindeten Streitkrafte, die
der leitungsgebundenen Versorgung dienen und sich Uber das Gebiet mehr als eines
Landes oder Uber eine Lange von mehr als 40 Kilometern erstreckt,

7. die Genehmigung firr die Anlage oder den Betrieb von Flugplatzen zu Zwecken der
Landes- und Blindnisverteidigung und deren Erganzung oder Anderung nach § 6 Luft-
verkehrsgesetz sowie Uber die Entscheidung der Genehmigungsfreiheit nach § 30 Ab-
satz 1c Luftverkehrsgesetz sowie

8. die Bezeichnung nach § 1 Absatz 3 des Gesetzes Uber die Landbeschaffung flr Auf-
gaben der Verteidigung.

§4
Uberragendes éffentliches Interesse

Bau und Betrieb von Anlagen fir Zwecke der Bundeswehr oder der verbliindeten Streit-
krafte liegen im Uberragenden 6ffentlichen Interesse und dienen der Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland. Im Verhaltnis zu anderen im tberragenden 6ffentlichen Interesse lie-
genden Belangen ist im Einzelfall abzuwagen, welcher Belang Vorrang hat.

§5
Abweichung von der Verordnung zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

Im Rahmen von § 52 Absatz 1 der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit was-
sergefahrdenden Stoffen ist das Bundesministerium der Verteidigung berechtigt, fir Anla-
gen in seinem Geschéaftsbereich eine eigene Stelle als Sachverstandigenorganisation zu
bestimmen und anzuerkennen.

Artikel 2

Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 | S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1.
Juni 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 163) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Nach § 60 Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefiigt:

,(1a) Abweichend von § 16 Absatz 1 Satz 1 sind wesentliche Anderungen von Anlagen
nach Nummer 10.18 des Anhangs 1 der Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anla-
gen, die der Landesverteidigung dienen, der zustandigen Behérde nach § 15 anzuzeigen.
Satz 1 gilt nur in Fallen, in denen ausschlieRlich aufgrund der zu erwartenden Larmauswir-
kungen ein Anderungsgenehmigungsverfahren nach § 16 durchzufiihren ware. Vor der An-
zeige hat die Bundeswehr die zustandige Behdrde zu héren und eine Stellungnahme ein-
zuholen. Die Satze 1 bis 3 sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 2035 anzuwenden.”



Drucksache 464/26 -4 -

Artikel 3

Anderung des Gesetzes liber die Umweltvertriglichkeitspriifung

Das Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Marz 2021 (BGBI. | S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom
22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 348) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Nach § 1 Absatz 2 wird der folgende Absatz 2 a) eingefiigt:

»(2a) Bei Vorhaben nach Anlage 1 Nummer 17.1 oder 17.2 auf Flachen, die Zwecken
der Verteidigung dienen oder in einem Plan fir einen solchen Zweck ausgewiesen sind,
sowie bei Vorhaben nach Anlage 1 Nummer 19.3, die militarischen Zwecken dienen, ent-
scheidet, wenn die Zulassung des Vorhabens bis zum 31. Dezember 2035 beantragt wird,
das Bundesministerium flr Verteidigung oder eine von ihm benannte Stelle, von der Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung abzusehen. Absatz 2 Satz 2 und 4 gilt entspre-
chend.”

Artikel 4

Anderung Verwaltungsgerichtsordnung

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Marz
1991 (BGBI. | S. 686), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Mai 2026 (BGBI.
2026 | Nr. 152) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 50 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
1. In Nummer 12 wird die Angabe ,Verfahren.“ durch die Angabe ,Verfahren,” ersetzt.
2. Nach Nummer 12 wird die folgende Nummer 13 eingeflgt:

,13. in den ihm nach § 3 Absatz 2 des Bundeswehrbaugesetzes zugewiesenen Ver-
fahren.”

Artikel 5

Anderung des Soldatengesetzes

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBI. |
S. 1482), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Januar 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 7)
geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Nach § 30 Absatz 6 wird der folgende Absatz 7 eingefugt:

»(7) Einem Soldaten mit einer Wohnung im Sinne § 10 Absatz 3 des Bundesumzugs-
kostengesetzes, der in entsprechender Anwendung der Trennungsgeldverordnung nicht
taglich zum Wohnort zuriickkehrt und dem die tagliche Riickkehr nicht zuzumuten oder aus
dienstlichen Grunden nicht gestattet ist, kann eine notwendige amtliche Unterkunft bereit-
gestellt werden, sofern er keinen Anspruch auf Erstattung notwendiger Ubernachtungskos-
ten am Dienstort nach den besonderen Gesetzen zur Reise- und Umzugskostenvergttung
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hat. Der Dienstherr kann die Bereitstellung amtlicher Unterkiinfte auf vorhandene freie Ka-
pazitaten begrenzen. Die zur Durchfuhrung erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlasst
das Bundesministerium der Verteidigung.®

Artikel 6

Anderung des Bundesleistungsgesetzes

Das Bundesleistungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer
54-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom
15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Nach Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

bb) nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingeflgt:
»11. der Abschluss von Vertragen Uber

a) Uber die Herausgabe und Nutzung von Informationen, insbesondere
Geschaftsgeheimnissen, sowie uUber die Einrdumung von Nutzungs-
rechten an Designs und Gemeinschaftsgeschmacksmustern,

b) die EinrAdumung von Nutzungsrechten an urheberrechtlich geschiitz-
ten Werken oder sonstigen Schutzgegenstanden im Sinne des Ur-
heberrechtsgesetzes, wie insbesondere technische Unterlagen,
Zeichnungssatze, Quellcodes und Betriebsanleitungen.*

b) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:
»(3) Leistungen nach Absatz 1 Nummer 10 und 11 durfen langstens fur die

Dauer von einem Jahr verlangt werden, Leistungen nach Absatz 1 Nummer 1, 3

bis 6 und 8 bis 9 langstens fur die Dauer von zwei Jahren.*

2. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geandert:
a) Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt:

»3. sonstige Ausristungsgegenstande und Unterkunftsgerate fir Truppen; dazu
zahlen auch Waren des taglichen Gebrauchs, wie zum Beispiel Hygienearti-
kel, verpackte Lebensmittel, Sildwaren oder Dosengetranke;*.

b) In Nummer 10 wird die Angabe ,10“ durch die Angabe ,11* ersetzt.
3. § 8 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
»(1) Leistungsempfanger ist der Bedarfstrager oder ein von diesem bestimmter
Auftragnehmer, soweit dessen Leistungserbringung fir die Herstellung und Aufrecht-
erhaltung der Einsatzbereitschaft der Streitkrafte genutzt wird. In den Fallen des § 1

Absatz 1 Nummer 3 ist Leistungsempfanger der auswartige Staat, fur dessen Streit-
krafte die Leistung angefordert wird.*
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10.

In § 9 Absatz 1 Nummer 6 wird nach der Angabe ,10“ die Angabe ,und 11“ eingefligt.

In § 14 wird die Angabe ,§ 2 Absatz 1 Nummer 10“ durch die Angabe ,§ 2 Absatz 1
Nummer 10 oder Nummer 11“ ersetzt.

In § 22 Absatz 2 wird die Angabe ,§ 2 Absatz 1 Nummer 10“ durch die Angabe ,§ 2
Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11 ersetzt.

§ 27 wird durch den folgenden § 27 ersetzt:

,§ 27

(1) Hat die Anforderungsbehdrde nach § 8 Absatz 1 Satz 1 einen anderen als
einen Bedarfstrager zum Leistungsempfanger bestimmt, so hat der Bedarfstrager die
Entschadigungen und Ersatzleistungen nach diesem Gesetz zu zahlen, sofern sich
nicht eine Ersatzpflicht des Leistungsempfangers bei sinngemalier Anwendung der
Vorschriften des burgerlichen Rechts ergibt.

(2) Hat die Anforderungsbehdrde nach § 8 Absatz 2 einen anderen als einen Be-
darfstrager zum Leistungsempfanger bestimmt, so hat der Leistungsempfanger Ersatz
nach § 26 Absatz 1 nur zu leisten, wenn sich eine Ersatzpflicht bei sinngemafier An-
wendung der Vorschriften des birgerlichen Rechts ergibt.”

In § 43 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§ 2 Absatz 1 Nummer 10“ durch die Angabe
»8 2 Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11 ersetzt.

§ 66 Absatz 2 Satz 1 wird gestrichen.
§ 70 Absatz 1 Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:
,Offentliche Verkehrswege dirfen nur im Benehmen mit den zustéandigen Behdrden

ganz oder teilweise fur den offentlichen Verkehr gesperrt werden. Die erforderlichen
Malnahmen treffen die zustandigen Behérden. Die Sperrung ist zeitlich zu befristen.”

Artikel 7

Anderung des Schutzbereichgesetzes

Das Schutzbereichgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 54-

2, veréffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 13.
Mai 2015 (BGBI. | S. 706) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 1 wird durch den folgenden § 1 ersetzt:

,§ 1

(1) Ein Schutzbereich ist ein Gebiet, in dem die Benutzung von Grundstlcken fur
Zwecke der Verteidigung nach MaRRgabe dieses Gesetzes beschrankt ist. Zwecke der
Verteidigung kénnen dabei auch durch Dritte wahrgenommen werden. Der Verteidi-
gungszweck kann sich dabei insbesondere auch aus Verpflichtungen des Bundes ge-
genuber Bundnispartnern oder aus zwischenstaatlichen Vertragen Uuber die
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Stationierung und Rechtsstellung von Streitkraften auswartiger Staaten im Bundesge-
biet ergeben.

(2) Ein Schutzbereich kann auf Grund besonderer Anordnung des Bundesminis-
teriums der Verteidigung oder einer von ihm benannte Stelle angeordnet werden:

1. zum Schutz der Erhaltung oder der Herstellung der Wirksamkeit von Verteidi-
gungsanlagen,

2. zum Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren, die von Verteidigungsanlagen ausge-
hen kbénnen.

Eine Verteidigungsanlage im Sinne dieses Gesetzes ist jede vorhandene oder in kon-
kreter Planung befindliche Anlage oder gekennzeichnete Flache, die Zwecken nach
Absatz 1 dient, ungeachtet einer Bebauung.

(3) Soll ein Gebiet zum Schutzbereich erklart werden, so ist die Landesregierung
zu horen. Diese hat die betroffene Gemeinde oder den betroffenen Gemeindeverband
anzuhdren. Die Landesregierung hat in ihrer Stellungnahme die Erfordernisse der
Raumordnung und des Naturschutzes, die landwirtschaftlichen und wirtschaftlichen In-
teressen sowie insbesondere die Interessen des Stadtebaus, der Verkehrsplanung und
die energiepolitischen Interessen angemessen zu beriicksichtigen. Die Landesregie-
rung hat ihre Stellungnahme innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Aufforde-
rung zur Stellungnahme abzugeben. Die Anhérungsfrist kann auf Antrag in begriinde-
ten Ausnahmefallen einmalig um bis zu weitere drei Monate verlangert werden. Nach
Ablauf dieser Frist wird vermutet, dass gegen die geplante Schutzbereichsanordnung
keine Einwande bestehen. Will das Bundesministerium der Verteidigung von der sei-
tens der Landesregierung abgegebenen Stellungnahme abweichen, so unterrichtet es
die betreffende Landesregierung.

(4) Ein Gebiet darf zum Schutzbereich nur erklart werden, wenn der mit dem
Schutzbereich erstrebte Erfolg auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig oder nur
mit unverhaltnismaRigen Mitteln erreicht werden kann.*

§ 2 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 wird gestrichen.
b) Der bisherige Absatz 5 wird zu Absatz 4.

§ 3 wird durch den folgenden § 3 ersetzt:

.§3

(1) Bauliche oder andere Anlagen uber oder unter der Erdoberflache dirfen in-
nerhalb der Schutzbereiche nur mit Zustimmung der Schutzbereichbehérde errichtet,
geandert oder beseitigt werden. Die Zustimmung der Schutzbereichbehdrde gilt als er-
teilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens der fir die Zu-
lassung des Vorhabens zustandigen Behdrde verweigert wird. Die Frist nach Satz 2
beginnt nicht, wenn der Antrag unvollstandig ist und die Schutzbereichbehodrde dies
der zustandigen Behorde innerhalb von zehn Werktagen nach Eingang des Ersuchens
mitteilt. Die Zustimmung darf nur versagt werden, soweit es zur Erreichung der Zwecke
des Schutzbereichs erforderlich ist. Falls es einer Genehmigung nicht bedarf, obliegt
es dem Vorhabentrager die Genehmigung bei der Schutzbereichbehérde einzuholen.
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(2) Veranderungen im Schutzbereich von Inseln, Kisten oder Gewassern sowie
Veranderungen der Bodengestaltung oder Bodenbenutzung auf3er der landwirtschaft-
lichen Nutzung, bedirfen der Zustimmung oder im Fall des Absatz 1 Satz 5 der Ge-
nehmigung. Absatz 1 Satze 2 bis 5 gelten entsprechend.

(3) Befreiungen von der Genehmigungspflicht kbnnen zugelassen werden.”

§ 9 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird durch folgenden Absatz 1 ersetzt:

,(1) Das Bundesministerium der Verteidigung oder eine von ihm benannte
Stelle erklart die Gebiete zu Schutzbereichen.”

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,Der Bundesminister der Verteidigung“ durch
die Angabe ,Das Bundesministerium der Verteidigung“ ersetzt.

Artikel 8

Anderung des Landbeschaffungsgesetzes

Das Landbeschaffungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer

54-3, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 190 der Verordnung
vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 1 wird wie folgt geandert:

1.

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,und“ vor dem Wort Landschaftspflege durch ein
Komma ersetzt und hinter der Angabe ,Landschaftspflege” die Angabe ,und energie-
politische Zielsetzung®“ eingeflgt.

Nach Absatz 2 Satz 3 werden die folgenden Satze eingefligt:

,Die Anhorung ist innerhalb von drei Monaten ab Zugang des Schreibens, in dem zur
Einleitung des Anhdrungsverfahrens aufgefordert wird, abzuschlieRen. Nach Ablauf
dieser Frist wird vermutet, dass gegen die geplante Landbeschaffung keine Einwande
bestehen. Die Anhérungsfrist kann in begriindeten Ausnahmefallen einmalig um bis zu
weitere drei Monate verlangert werden. Werden keine Einwande erhoben, gilt das An-
hdérungsverfahren als abgeschlossen. Die Landesregierung kann auf die Durchfuhrung
einer Anhorung verzichten, wenn es sich um nicht raumbedeutsame Verfahren oder
um freihandige Erwerbsmalinahmen handelt.*

In Absatz 3 wird die Angabe ,Bundesministern® durch die Angabe ,Bundesministerien®
ersetzt.

Nach Absatz 3 Satz 2 werden die folgenden Satze 3 und 4 eingefugt:

.Mit der Bezeichnung ist der Bund fir das Grundstlck an entgegenstehende Plane
nicht gebunden, soweit dies erforderlich ist, um die Zwecke nach Absatz 1 zu erfillen.
Fir die Zukunft ist das Grundstlick der Planungshoheit der lokalen Gebietskdrperschaf-
ten entzogen.”

Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingeflgt:
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»(4) Befindet sich das Grundstiick, das fir Zwecke der Verteidigung beschafft wer-
den soll, bereits im Eigentum des Bundes, so erfolgt die Widmung fiir Zwecke der Ver-
teidigung durch die Bezeichnung nach Absatz 3. Das Anhérungsverfahren nach Absatz
2 entfallt, wenn es sich hierbei um ein ehemals militdrisch genutztes Grundstick han-
delt, das bislang keiner zivilen Nutzung zugefihrt wurde und bei dem die militarische
Nutzung vor nicht langer als zehn Jahren formal aufgegeben worden ist.*

In § 8 wird die Angabe ,Bundesminister* durch die Angabe ,Bundesministerium* er-
setzt.

In § 11 Absatz 1 wird die Angabe ,der zustandige Bundesminister durch die Angabe
,das zustandige Bundesministerium* ersetzt.

In § 72 wird die Angabe ,der zustandige Bundesminister” durch die Angabe ,das zu-
standige Bundesministerium® ersetzt.

Artikel 9

Anderung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch

Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 84) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1.

Nach § 51 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefligt:

»(3) Flachen, die ausschlieldlich oder Uberwiegend Zwecken der Verteidigung, ins-
besondere auch der Erflllung von Verpflichtungen des Bundes aus zwischenstaatli-
chen Vertragen, dienen oder die in einem verbindlichen Plan fur diese Zwecke ausge-
wiesen sind, sollen nur dann ganz oder teilweise erstmals als Trinkwasserschutzge-
biete festgesetzt werden, wenn eine ortsnahe Wasserversorgung nicht mit vertretba-
rem Aufwand auf andere Weise sichergestellt werden kann. Die Rechtsverordnung zur
Festsetzung eines Trinkwasserschutzgebiets nach Satz 1 wird im Benehmen mit dem
Bundesministerium der Verteidigung oder der zustandigen Dienststelle der Bundes-
wehr erlassen.”

Nach § 52 Absatz 1 Satz 1 wird der folgende Satz eingefugt:

.Bei Anordnungen nach Satz 1 in Bezug auf Wasserschutzgebiete, die nach dem ...
[einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 12] erstmals festge-
setzt worden sind, ist auf Flachen nach § 51 Absatz 3 Satz 1 die bestimmungsgemale
Nutzung zu gewahrleisten, soweit die offentliche Wasserversorgung nicht beeintrach-
tigt und die Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 bis 31 sowie § 47
nicht gefahrdet wird.*

Nach § 68 Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefugt:

»(5) Beibaulich-technischen Mallnahmen des Hochwasserschutzes, die einen Ge-
wasserausbau darstellen oder diesem gleichstehen, ist auf Flachen, die ausschliellich
oder Uberwiegend Zwecken der Verteidigung, insbesondere auch der Erflillung von
Verpflichtungen des Bundes aus zwischenstaatlichen Vertragen, dienen oder die in ei-
nem verbindlichen Plan fUr diese Zwecke ausgewiesen sind, die bestimmungsgemalle
Nutzung zu gewahrleisten, soweit die Belange des Hochwasserschutzes nicht entge-
genstehen. Die Planfeststellung oder die Plangenehmigung wird in den Fallen des



Drucksache 464/26 -10 -

Satzes 1 im Benehmen mit dem Bundesministerium der Verteidigung oder der zustan-
digen Dienststelle der Bundeswehr erteilt.”

4. In § 104a Absatz 2 Satz 6 wird die Nummer 2 durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

»2. durch behérdliche Entscheidung; § 52 Absatz 1 Satz 3 und 4, auch in Verbindung
mit § 53 Absatz 5, gilt entsprechend.”

5. § 108 wird wie folgt ersetzt:

,§ 108

Wurde vor dem 15. August 2025 ein Zulassungs- oder ein Befreiungsverfahren
eingeleitet, auf das die Vorschriften des § 11a, auch in Verbindung mit § 38 Absatz 5
Satz 3, § 52 Absatz 1 Satz 5, § 70 Absatz 1 Satz 2 oder § 78 Absatz 5 Satz 3 in ihrer
jeweils ab dem 15. August 2025 geltenden Fassung anzuwenden waren, so flhrt die
zustandige Behorde dieses Verfahren nach dem vor dem 15. August 2025 geltenden
Recht fort.”

Artikel 10

Anderung des Bundeswaldgesetzes

Das Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBI. | S. 1037), das zuletzt durch Artikel
112 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, wird wie
folgt geéndert:

1. In § 2 Absatz 2 werden die Nummern 4 und 5 durch die folgenden Nummer 4 bis 6
ersetzt:

»4. in der Flur oder im bebauten Gebiet gelegene kleinere Flachen, die mit einzelnen
Baumgruppen, Baumreihen oder mit Hecken bestockt sind oder als Baumschulen
verwendet werden,

5. mit Forstpflanzen bestockte Grundflachen
a) auf Schienenwegen, auch auf solchen in Serviceeinrichtungen, sowie

b) beidseits der Schienenwege in einer Breite von 6,80 Meter, gemessen von
der Gleismitte des aulien liegenden Gleises, oder, wenn die Schienenwege
im Bereich von Bdschungen oder Einschnitten liegen, bei denen die Bo-
schungsschulter oder der Boschungsfull weiter als 6,80 Meter von der Gleis-
mitte aus liegt, in einer Breite von der Gleismitte bis zum Bdschungsfuld oder
zur Béschungsschulter und

6. der Verteidigung dienende Flachen, die
a) nach der militdrischen Nutzungsplanung als Freigelandeflachen ausgewie-
sen wurden und die sich nach dieser Ausweisung lediglich durch naturliche

Sukzession mit Forstpflanzen bestockt haben

b) ganz oder zum Uberwiegenden Teil durch Bauwerke oberirdisch oder ober-
flachennah versiegelt sind, wie Bunker oder andere erdgedeckte Gebaude
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oder Installationen einschlief3lich Bdschungsschulter und Boéschungsfuld,
auch wenn sie mit Forstpflanzen bestockt sind oder

c) sichin einer Breite von 5,00 Metern auferhalb und von 6,50 Metern innerhalb
beidseits von

aa) Grundstlckseinfriedungen oder

bb) Einfriedungen von Sicherheitsbereichen nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes
Uber die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Auslbung beson-
derer Befugnisse durch Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr und
verblndeter Streitkrafte sowie durch zivile Wachpersonen erstrecken
und durch natlrliche Sukzession mit Forstpflanzen bestockt haben.*

2. § 14 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Das Betreten des Waldes zum Zwecke der Erholung ist gestattet. Dem Betre-
ten steht das Verweilen an im Wald befindlichen einfachen Einrichtungen, insbeson-
dere Sitzgelegenheiten und Informationstafeln gleich. Das Radfahren, das Fahren mit
Krankenfahrstihlen und das Reiten im Wald ist nur auf Stral’en und Wegen gestattet.
Die Benutzung zum Zwecke der Erholung und zu anderen Zwecken, insbesondere or-
ganisierten, gewerblichen oder beruflichen Veranstaltungen oder Tatigkeiten, ge-
schieht auf eigene Gefahr. Dies gilt insbesondere fur waldtypische Gefahren und auf
Flachen nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 auch fir Gefahren, die von durch
Ubungsbetrieb, Befahrung oder Beschuss geschadigten Baumen ausgehen.*

3. § 45 wird durch den folgenden § 45 ersetzt:

»§ 45
Anwendung des Gesetzes in besonderen Fallen
(1) Auf Flachen, die Zwecken
1. der Verteidigung einschlieBlich des Schutzes der Zivilbevélkerung,

2. der Sicherheitsbehdrden des Bundes (insbesondere Bundespolizei und Nachrich-
tendienste) oder

3. des zivilen Luftverkehrs

dienen, oder in einem Plan fur den genannten Zweck ausgewiesen sind oder werden,
hat die bestimmungsgemale Nutzung Vorrang. Die nach den §§ 9 bis 14 erlassenen
Landesvorschriften sind nur anzuwenden, soweit dadurch die bestimmungsgemalie
Nutzung der Flachen nicht beeintrachtigt wird. Auf Flachen nach Satz 1 Nummer 1 sind
landesrechtliche Vorschriften zur forstlichen Rahmenplanung nicht anwendbar.

(2) Die fur das Vorhaben zustandige Behorde des Bundes entscheidet im Beneh-
men mit der nach Landesrecht zustandigen Behdrde:

1. bei Vorhaben, die den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 genannten Zwecken
dienen,

a) Wald in eine andere Nutzungsart umgewandelt oder

b) eine Flache erstmals aufgeforstet werden oder
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2. Schutzwald oder Erholungswald fir die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 ge-
nannten Zwecke verwendet werden soll,

die nach Landesrecht zustandige Behérde hat sich innerhalb von vier Wochen zu dem
Vorhaben zu auliern. Gibt die nach Landesrecht zustandige Behdérde innerhalb dieser
Frist keine Stellungnahme ab, so gilt das Benehmen als hergestellt. Soweit nicht nach
anderen fachgesetzlichen Vorgaben fir die Vorhabenzulassung eine Beteiligung der
nach Landesrecht zustandigen Behdrde stattfindet, stellt die Bundesanstalt flr Immo-
bilienaufgaben das Benehmen her. Die Zustandigkeiten nach Satz 1 bleiben davon
unberthrt.

(3) Behdrden des Bundes und die bundesunmittelbaren Kérperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts haben bei Planungen und Malinahmen, die
eine Inanspruchnahme von Waldflachen vorsehen oder die in ihren Auswirkungen

Waldflachen betreffen kénnen, die Vorschriften des § 8 zu beachten. Dies gilt nicht fir
Waldflachen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.

Artikel 11

Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 87) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1.

Nach § 4 Satz 1 wird folgender neuer Satz eingefigt:

»oatz 1 Nummer 1 gilt auch fur Flachen, die fur die dort genannten Zwecke ausgewie-
sen werden sollen und fir die ein Verfahren nach § 1 Absatz 2 oder Absatz 4 des
Landebeschaffungsgesetzes eingeleitet ist.”

Nach § 15 Absatz 8 wird folgender Absatz 9 eingefugt:

»(9) Abweichend von Absatz 6a sind bis zum 31. Dezember 2035 Eingriffe, die auf
Flachen nach § 4 Satz 1 Nummer 1 durchgeflihrt werden, die ausschlieRlich Zwecken
der Verteidigung dienen, unvermeidbare Beeintrachtigungen zuldssig, ohne dass diese
auszugleichen oder zu ersetzen sind, wenn hierfir eine Ersatzzahlung an eine durch
das Bundesministerium fur Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit
bestimmte Stelle erfolgt. Satz 1 gilt auch fur Eingriffe, die zur Durchfihrung von Vorha-
ben nach § 37a Absatz 1 des Baugesetzbuches erforderlich sind. Die Hohe der Ersatz-
zahlung bemisst sich nach der Bundeskompensationsverordnung. In den Fallen des
Satzes 1 und 2 erhoht sich die Ersatzzahlung um einen angemessenen Betrag, der in
der Hohe nicht hinter der Erhdhung fir Kompensationen fur Eingriffe durch verkehrliche
Vorhaben, die im Uberragenden 6ffentlichen Interesse stehen oder fur aus dem Son-
dervermdgen Infrastruktur und Klimaneutralitat finanzierten Vorhaben zurticksteht. Das
Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit oder
ein von ihm beauftragter Dritter stellen sicher, dass die Ersatzzahlung zweckgebunden
verwendet wird und ihre Verwendung nachweislich eine gleichwertige oder héhere 6ko-
logische Aufwertung in dem betroffenen Naturraum oder einem der angrenzenden Na-
turraume erwarten lasst. Das Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz
und nukleare Sicherheit wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Verteidigung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates ergan-
zend zur Bundeskompensationsverordnung das Nahere zu regeln insbesondere
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1. zur erforderlichen Bewertungsgrundlage des vorhandenen Zustands von Natur
und Landschaft,

2. zur Inwertsetzung des Kompensationsbedarfs und
3. zur Verrechnung der Ersatzzahlung mit einer etwaigen Abschlagszahlung.®

In § 17 Absatz 6 Satz 3 wird nach der Angabe ,§ 15 Absatz 6a“ die Angabe ,und 9"
eingefugt.

In § 20 wird folgender neuer Absatz 4 eingefligt:

»(4) Ausgenommen von den Verboten nach und aufgrund der §§ 23, 26, 29 und
30 sind die militarische Nutzung, der Bau und Betrieb von militarischen Anlagen, die
darauf bezogene, Gefahrenabwehr, vorbeugender Brandschutz sowie Gelandebetreu-
ung von Freigelande und Wald auf den Flachen nach § 4 Satz 1 Nummer 1. Bei der
militarischen Nutzung sind die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
berlcksichtigen. Die Vorschriften des Abschnitts 2 des Kapitels 4 bleiben unberuhrt.”

Nach § 45 Absatz 8 wird folgender Absatz 9 eingeflgt:

»(9) Zustandig fur die Erteilung von Ausnahmen nach Absatz 7 fur Vorhaben, die
unmittelbar der Landesverteidigung oder der Erflllung zwischenstaatlicher Verteidi-
gungsverpflichtungen dienen, ist das Bundesministerium der Verteidigung oder die zu-
standige Dienststelle der Bundeswehr. Auf den durch die Gaststreitkrafte militarisch
genutzten Flachen ist fur die Erteilung von Ausnahmen [nach Absatz 7] die Bundesan-
stalt fir Immobilienaufgaben zustandig. Entscheidungen der nach den Satzen 1 und 2
zustandigen Behdrden hierfur ergehen im Benehmen mit den fur Naturschutz und
Landschaftspflege zustandigen Behorden.”

In § 56 wird Absatz 2 durch folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) In den in Absatz 1 genannten Meeresbereichen kann die Erklarung von Ge-
bieten zu geschutzten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2
auch dazu dienen, zusammenhangende und reprasentative Netze geschutzter Mee-
resgebiete im Sinne des Artikels 13 Absatz 4 der Richtlinie 2008/56/EG aufzubauen.
Durch die Erklarung nach Satz 1 sind Beschrankungen der militdrischen Nutzungen im
Bereich der Kiistengewasser nicht zuldssig. Satz 2 findet bis zum Ablauf des 31. De-
zember 2035 Anwendung.*

Nach § 67 Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingeflgt:

»(4) Zustandig fir die Erteilung von Befreiungen flr Vorhaben, die der Landesver-
teidigung oder der Erflillung zwischenstaatlicher Verteidigungsverpflichtungen dienen,
ist bis zum 31. Dezember 2035 das Bundesministerium der Verteidigung oder die zu-
standige Dienststelle der Bundeswehr. Abweichend von Satz 1 ist auf den durch die
Gaststreitkrafte militarisch genutzten Flachen die Bundesanstalt flir Immobilienaufga-
ben fur die Erteilung von Befreiungen zustandig. Entscheidungen der nach den Satzen
1 und 2 zustandigen Behorden ergehen im Benehmen mit den fur Naturschutz und
Landschaftspflege zustandigen Behorden.”
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Artikel 12

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Der schnelle Aufwuchs der Streitkrafte ist entscheidend fur die Refokussierung auf den ver-
fassungsrechtlichen Kernauftrag der Landes- und Blindnisverteidigung. Die nationale Si-
cherheitsstrategie und die Verteidigungspolitischen Richtlinien geben hierbei die Zielrich-
tung fir die strategische Ausrichtung vor. Die nétigen Strukturen flr eine glaubhafte Vertei-
digung im Verbund der NATO bedingen auch die zligige Bereitstellung notwendiger Infra-
struktur. Die jeweiligen Standorte orientieren sich dabei an den strategischen Vorgaben, so
dass bisherige Kompromisse und die Unterordnung unter andere planerische Aspekte nicht
mehr in dem bisherigen Umfang moglich sein werden. Leitlinie ist die Erflllung des verfas-
sungsrechtlichen Auftrags der Landes- und Bundnisverteidigung als Uberragendes 6ffentli-
ches Interesse. Die Bundeswehr ist das Kerninstrument der Sicherheitspolitik der Bundes-
republik Deutschland. Hierfir ist es erforderlich, die umfassende Einsatzbereitschaft der
Bundeswehr zu erhalten und weiter auszubauen. Die Entwicklungen der vergangenen Jahr-
zehnte, bei denen Einsatze zum internationalen Konfliktmanagement strukturbestimmend
waren, haben die Landes- und Bundnisverteidigung in den Hintergrund riicken lassen.
Diese Entwicklung wird nun umgekehrt.

Einsatzbereitschaft bendétigt Ressourcen —in erster Linie engagiertes, leistungsstarkes und
kreatives Personal. Hier gilt es in besonderem Mal3e die infrastrukturellen Bedarfe der Zei-
tenwende und damit auch des Aufwuchses zeitgerecht umzusetzen, um der personellen
Einsatzbereitschaft auch die notwendige Wertschatzung in Form von bedarfsgerechter Inf-
rastruktur gegentiberzustellen. Hinzu kommen infrastrukturelle Bedarfe flir den Betrieb von
Waffensystemen, die Lagerung von Munition, die Ausbildung und Versorgung von Rekru-
tinnen und Rekruten, den Ausbau der Seehafen, von Flugplatzen und Luftiiberwachungs-
anlagen.

Der Ausbau der Gesamtverteidigung und einer gesamtstaatlichen Resilienz erfolgt komple-
mentér zu staatlichen Schutzaufgaben im zivilen Sektor. Ubergeordnetes Ziel ist es, den
Aufwuchs der Bundeswehr und damit die Verteidigungsfahigkeit Deutschlands und des eu-
ropaischen Blndnisses mit bedarfsgerechter Infrastruktur bestmaoglich zu unterstitzen.
Hierfur leisten die mit diesem Gesetz eingeflihrten Regelungen einen wichtigen Beitrag.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Dieses Gesetz soll die Beschleunigung von infrastrukturellen Verfahren fir Zwecke der Ver-
teidigung unterstiitzen, indem es klare Fristenregelungen im Bundeswaldgesetz, im Land-
beschaffungsgesetz und Schutzbereichgesetz einfihrt und damit Rechtssicherheit schafft.
Auch sollen Unklarheiten wie im Bundesleistungsgesetz, Landbeschaffungsgesetz und
Schutzbereichgesetz in bereits bestehenden Regelungen beseitigt werden, um die vorhan-
denen Prozesse rechtssicher zu gestalten.

Entscheidend ist, dass alle zur Verfigung stehenden Ressourcen fir den Infrastrukturauf-
bau der Bundeswehr genutzt werden kénnen und dass neben den in Organleihe flir den
Bund tatigen Landern auch die Bundeswehr selber Bauaufgaben ausflihrt. Dies auch mit
Blick auf den Aufbau von Eigenvollzugskompetenzen im Geschaftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung fur Krisen- und Kriegsszenarien.
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Mit der Einfuhrung neuer Regelungen im Rahmen eines eigenen Gesetzes werden die
Grundlagen fiir die beschleunigte Durchfiihrung von Infrastrukturverfahren der Bundeswehr
geschaffen sowie die Berlicksichtigung des Gberragenden 6ffentlichen Interesses an dem
verfassungsrechtlichen Auftrag der Landes- und Bindnisverteidigung der Streitkrafte
adressiert. Es werden Ausnahmeregelungen im Liegenschafts- und Umweltrecht sowie
beim Schutz und der Widmung militérischer Flachen eingefuhrt bzw. erganzt und konkreti-
siert. Hierdurch soll die Einsatzbereitschaft der Streitkrafte gestarkt und die Fokussierung
auf die Landes- und Bundnisverteidigung unterstitzt werden.

Im Hinblick auf den immensen Infrastrukturbedarf und unter Beruicksichtigung der vorhan-
denen Kapazitaten fir die Erledigung der Bauaufgaben in den Bauverwaltungen des Bun-
des und der Lander ist es erforderlich, die bisherigen Prozesse und Verfahren an die aktu-
ellen Gegebenheiten anzupassen und entsprechend flexibler zu gestalten. Die Mdglichkei-
ten und Wege, die zur Erledigung von Bauaufgaben genutzt werden kénnen, missen aus-
geschopft und erweitert werden. Dazu wird die Option aufgezeigt, dass die (anteilige) Erle-
digung von Bauaufgaben durch die Bundeswehrverwaltung selbst oder durch von ihr be-
auftragte Dritte wahrgenommen oder im Einzelfall durch dafir gegriindete Unternehmen
erfolgen kann. Dies gilt im Hinblick auf eine resiliente Ausgestaltung der Bundeswehrlie-
genschaften auch fur den Betrieb militarischer Infrastruktur.

Mit der Anpassung des § 30 des Soldatengesetzes soll das notwendige Wohnen des mili-
tarischen Personals an den Dienstorten bei deutlich ansteigenden Personalzahlen und da-
mit verbundenen Verdrangungseffekten unterstitzt werden kénnen, soweit die Soldatinnen
und Soldaten eine Wohnung und keinen Anspruch auf Erstattung notwendiger Ubernach-
tungskosten am Dienstort nach den besonderen Gesetzen zur Reise- und Umzugskosten-
vergltung haben. Die vorgeschlagene Anderung fordert die notwendige Unterbringung der
Soldatinnen und Soldaten am Dienstort, wenn diese nicht zumutbar taglich zwischen ihrem
Wohnort und der Dienststatte pendeln kénnen. Steht ihnen mangels Verpflichtung zum
Wohnen in der Gemeinschaftsunterkunft oder fehlender Kapazitaten keine amtliche Ge-
meinschaftsunterkunft mehr zur Verfugung, soll durch die neue Ermachtigung die Mdglich-
keit fur den Dienstherrn erdffnet werden, weitere Unterkunftskapazitdt am Dienstort zu
schaffen. Die Anderung in § 30 Absatz 7 des Soldatengesetzes (SG) beinhaltet die Erméch-
tigung, entsprechende Unterklnfte unter Berlicksichtigung des militarischen Bedarfs bereit-
zustellen. Hierdurch soll eine Beeintrachtigung der Funktionsfahigkeit und personellen Ein-
satzbereitschaft der Streitkrafte vermieden werden. In Anbetracht der erheblichen Zunahme
der Finanzbedarfe des Verteidigungsressorts als Folge der geanderten sicherheitspoliti-
schen Lage muss es dem Dienstherrn gleichwohl vorbehalten sein, die Bereitstellung von
Unterkinften auf die jeweils bereits vorhandenen bundeswehreigenen Kapazitaten zu be-
grenzen.

Mit den Anderungen im Schutzbereichgesetz (SchBerG), Landbeschaffungsgesetz (LBG)
und Bundesleistungsgesetz (BLG) soll durch neue Formulierungen Rechtssicherheit und -
klarheit fur kunftige Verfahren erreicht werden.

Mit dem Blick auf aktuelle Herausforderungen bei der Durchfuhrung von militarischen Bau-
maflinahmen wird das Bundeswaldgesetz (BWaldG) erganzt. In § 2 werden Sonderregelun-
gen zu militarisch genutzten Flachen getroffen, die fiir den Bund von besonderer Bedeutung
sind. § 45 Absatz 1 BWaldG wird in Anlehnung an § 4 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) neu gefasst. Mit der Vorgabe, dass ,die bestimmungsgemafRe Nutzung zu ge-
wahrleisten [ist]“, wird die Funktionssicherung flir die militarisch genutzten Flachen gestarkt
und Verfahrensablaufe gestrafft. Auch werden zivile Hersteller und Wirtschaftsunterneh-
men erfasst, welche zur Einsatzbereitschaft der Streitkrafte beitragen.

Durch die vorgesehenen Anderungen im BNatSchG wird die Funktionssicherung von mili-
tarisch genutzten Flachen in den Mittelpunkt gestellt und verhindert, dass diese durch an-
dere Fachplanungen Uberlagert werden. Weitere Vorschriften dienen insbesondere der
Verfahrensbeschleunigung durch den Verzicht auf Verfahrensanforderungen.
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1. Exekutiver FuBabdruck

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte haben nicht zum
Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen.

v. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fiir die Neuverkiindung des Geset-
zes fur den Bau und Betrieb von Infrastruktur fir Zwecke der Bundeswehr, das Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG), das Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung
(UVPG), das SG, das BLG, das SchBG, das LBG, das BWaldG sowie das BNatSchG aus
Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1, fir die Verwaltungsgerichtsordnung und § 3 BwBauG aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 (gerichtliches Verfahren) sowie im Ubrigen fir das BwBauG
aus Artikel 87b Grundgesetz.

Fur die Anderung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer
32 Grundgesetz.

VL. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Vertragen
vereinbar.

VIl. Gesetzesfolgen

Die Anderungen dienen der Beschleunigung von Genehmigungsverfahren und Erreichung
zugiger Rechtssicherheit und -klarheit fir alle Beteiligten im gesamten Verfahren. Zudem
werden Schutz- und Sicherheitsinteressen der Bundeswehr weiter gestarkt. Die erwarteten
positiven Folgen liegen in einer erhdhten Widerstandsfahigkeit und schnellen Aufwuchsfa-
higkeit im gesamtstaatlichen Bereich.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das uberragende offentliche Interesse soll der Durchfuhrung der betreffenden Vorhaben
ein Uberragendes Gewicht bei Abwagungs- und bei Ermessensentscheidungen verleihen
und dadurch deren Durchsetzung verbessern. Insgesamt sollen zeitaufwandige und teil-
weise unndtige Schritte im Sinne einer Effizienzsteigerung und Beschleunigung angepasst
bzw. klargestellt werden, wodurch zusatzlich eine Verwaltungsvereinfachung eintritt. Die
erstinstanzliche Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts fir ausgewahlte Verfahren
fuhrt zu einer weiteren Verfahrensbeschleunigung.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Umweltbezogenen Aspekte werden auch bei Infrastrukturmaflinahmen der Bundeswehr so-
wie dem Betrieb der Infrastruktur stets berticksichtigt.

Das Gesetz steht im Einklang mit den Zielen der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, vor
allem zur Starkung rechtsstaatlicher, transparenter und partizipativer Verwaltungsverfahren
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(SDG 16) und tragt damit unmittelbar zur Starkung institutioneller Leistungsfahigkeit i.S.d.
SDG 16 (Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen) bei.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Die Ubertragung weiterer erstinstanzlicher Zustandigkeiten auf das Bundesverwaltungsge-
richt fihrt dort nach derzeitigen Schatzungen zu einem erhéhten Verfahrensaufkommen ab
dem Haushaltsjahr 2028. Hierfur wird geschatzt eine R6-Stelle beim Bundesverwaltungs-
gericht bendtigt. Der zusatzliche jahrliche Bedarf an Personal- und Sachkosten betragt ca.
206.690 Euro. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenma-
Rig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. Es wird von rund 9 neuen Verfahren pro Jahr
ab den Jahr 2028 ausgegangen.

Zum Schutzbereichgesetz sind in den letzten 5 Jahren rund 2 neue Klagen anhangig ge-
worden. Mit Blick auf die Ausweisung neuer Schutzbereiche ist hier eine Steigerung zu
erwarten, so dass prognostisch von 4 neue Klagen pro Jahr ausgegangen wird. Bei Verfah-
ren, die die leitungsgebundene Versorgung betreffen, werden prognostisch drei Haupt-
sacheverfahren pro Jahr erwartet. Zum Landbeschaffungsgesetz und Luftverkehrsgesetz
waren in den vergangenen Jahren weniger als ein Verfahren im Jahr anhangig, so dass mit
Blick auf die Zunahme entsprechender Verfahren mit jeweils einer Klage pro Jahr gerechnet
wird.

Ob die Ubertragung weiterer erstinstanzlicher Zustandigkeiten auf das Bundesverwaltungs-
gericht zu einer Steigerung des Personalbedarfs fiihren wird, hangt sowohl von der Anzahl
der erwarteten Verfahren als auch von deren Umfang sowie von der Anzahl der zugehori-
gen Eilverfahren ab. Prognosen hierlber sind schwierig zu treffen. Angesichts vergleichba-
rer Erledigungszahlen des Bundesverwaltungsgerichts kann aber geschatzt werden, dass
ein geschatzter Zuwachs um 9 erstinstanzliche Verfahren zu einer Erhéhung des Personal-
bedarfs in Hohe einer Richterstelle fihren durfte, wenn der Zuwachs an Verfahren nicht zu
einer Verlangerung der Verfahrensdauer fiihren soll.

Durch die Anderungen im Soldatengesetz kdnnen Mehrausgaben durch die kiinftige Be-
reitstellung von Gemeinschaftsunterkiinften auch an nichtunterkunftspflichtige Soldatinnen
und Soldaten in Hohe von bis zu ca. 210 Millionen Euro in den folgenden funf Jahren ent-
stehen. Durch den personellen Aufwuchs wird die Anzahl der nichtunterkunftspflichtigen
Soldatinnen und Soldaten in den nachsten funf Jahren bis zum Jahr 2030 jahrlich um ca.
3 Tsd. auf insgesamt ca. 25 Tsd. Soldatinnen und Soldaten rechnerisch anwachsen. Davon
werden ca. 50 % der Soldatinnen und Soldaten eine anerkannte, aber nicht berlicksichti-
gungsfahige Wohnung im Sinne des § 10 Absatz 3 Bundesumzugskostengesetz (BUKG)
haben, so dass sie keinen Anspruch auf Erstattung notwendiger Ubernachtungskosten am
Dienstort nach den besonderen Gesetzen zur Reise- und Umzugskostenvergutung haben.
In Anbetracht der erheblichen Zunahme der Finanzbedarfe des Verteidigungsressorts als
Folge der gednderten sicherheitspolitischen Lage muss es dem Dienstherrn gleichwohl vor-
behalten sein, die Bereitstellung von Gemeinschaftsunterkiinften auf die jeweils bereits vor-
handenen bundeswehreigenen Kapazitaten zu begrenzen.

4. Erfullungsaufwand

4.1. Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger, Wirtschaft

Durch das Gesetz wird weder flr Burgerinnen und Burger noch fur die Wirtschaft, insbe-
sondere nicht flr mittelstdndische Unternehmen, ein Erflllungsaufwand begriindet. Es wer-
den weder Vorgaben noch Informationspflichten eingefiihrt, gedndert oder aufgehoben.

Finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen sind nicht ersichtlich.
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4.2. Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Insgesamt entstehen weder dem Bund noch den Landern ein erheblicher Erfillungsauf-
wand durch dieses Gesetz.

Durch die Einfihrung des Gesetzes Uber den Bau und Betrieb militarischer Infrastruktur fir
Zwecke der Bundeswehr kann es zu Verschiebungen in der Durchflihrung zwischen dem
Bund und den Landern kommen. Dies hat aber keine Auswirkungen auf den Erfullungsauf-
wand. Da die Lander in Organleihe fiir den Bund tatig werden, haben diese keinen eigenen
Erfillungsaufwand. Wenn der Bund anstelle der Lander die Bauaufgaben selber durchfihrt,
entfallt fir diese Aufgaben auf Seiten des Bundes die Erstattungspflicht der Verwaltungs-
kosten gegenuber den Landern. Dies kompensiert zusatzliche Kosten des Bundes bei der
Vorhaltung entsprechenden Personals. Die Verschiebung von Bauaufgaben aus der Or-
ganleihe in die Selbstvornahme des Bundes hat in Summe aber keine Auswirkungen auf
den Erfullungsaufwand.

§ 2 Absatz 2 Bw-BauG begriindet ebenfalls keinen zusatzlichen Erfullungsaufwand fur die
Verwaltung, da dieser nur mittelbar die Griindung einer Gesellschaft erleichtert. Die Vo-
raussetzungen fir eine Gesellschaftsgriindung richten sich weiterhin nach § 65 BHO. Durch
die gesetzliche Festschreibung eines wichtigen Grundes kann es bei dem Prifprozess zu
Gesellschaftsgrindungen zu einer geringfiigigen Verringerung des Erfillungsaufwandes
kommen, die allerdings angesichts der zu erwartenden geringen Fallzahl und des geringen
Belastungsentfalls nur geringfiigig ist. Durch die Anderungen der erstinstanzlichen Zustan-
digkeit des Bundesverwaltungsgerichts fur Streitigkeiten nach dem SchBerG u.a. ist auf-
grund der Reduzierung des Instanzenweges mit einer leichten Reduzierung des Erflllungs-
aufwandes zu rechnen. Dieser wird aufgrund der zu erwarteten geringen Fallzahlen uner-
heblich bleiben.

Mit der Anpassung der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden
Stoffen in § 6 Bw-BauG kénnen in der Bundeswehr bereits vorhandene Fahigkeiten genutzt
werden, ohne dass ein Mehraufwand entsteht. Durch die Anderung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes ist angesichts der zu erwartenden geringen Fallzahlen bei Anderungs-
genehmigungsverfahren, sowie des im Wesentlichen gleichbleibenden Umfangs der zu er-
stellenden und zu prufenden Unterlagen und der nach wie vor erforderlichen Abstimmung
mit der zustandigen Genehmigungsbehoérde von einer allenfalls geringfiigigen Entlastung
im Erflllungsaufwand auszugehen.

Die durch die Anderung im Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung entstehende
Entlastung im Erflillungsaufwand fur die Verwaltung kann aktuell nicht beziffert werden, da
die Umweltvertraglichkeitsprifung als unselbststandiger Bestandteil in das jeweilige Tra-
gerverfahren integriert ist, und die Kosten zudem stark abhangen von Umfang bzw. Kom-
plexitat und Dauer des jeweiligen Vorhabens. Zudem ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht ab-
sehbar, wie viele Fallzahlen zukunftig zu erwarten sind, und wie komplex die jeweiligen
Verfahren sind.

Durch die Anderung in § 30 Absatz 7 SG entsteht kein zusétzlicher Erflllungsaufwand fir
die Verwaltung, Die Bereitstellung der Unterkunft erfolgt regelhaft im Rahmen freier Kapa-
zitaten im Regelbetrieb.
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Durch die Anderungen im BLG ergibt sich ebenfalls kein zusétzlicher Erfiillungsaufwand.
Die Anwendungsfalle sind auf Krisensituationen begrenzt und fallen damit nicht ins Ge-
wicht.

Die Einfiihrung der klaren Fristenregelungen im LBG und SchBerG flhren zu keinem zu-
satzlichen Erfullungsaufwand, da es sich nur um eine Konkretisierung bestehender Rege-
lungen mit einen Zeitmoment handelt. Die Anpassung von Priffristen hat keinen Einfluss
auf den Erfullungsaufwand.

Die Anderungen im Bundeswaldgesetz und im Wasserhaushaltsgesetz haben keine Aus-
wirkungen auf den Erfullungsaufwand, da sie nur Einfluss auf die Ausweisung als Wald-
oder Wasserschutzgebiet haben.

Durch die Anderungen in §§ 45 und 67 des Bundesnaturschutzgesetzes wechselt lediglich
die Zustandigkeit fur die Erteilung einer Ausnahme- oder Abweichungsentscheidung, wobei
der Prifumfang im Wesentlichen gleichbleibt. Der Aufwand fur Abstimmungsprozesse ent-
fallt zwar, es ist jedoch mit Sicherheit davon auszugehen, dass sich die Zahl der Vor-
gange/Falle erhdht, so dass sich nur geringfiigige Entlastungen im Erfullungsaufwand er-
geben werden.

5. Weitere Kosten

Der Gesetzentwurf verursacht weder sonstige Kosten flr die Wirtschaft noch Kosten fir die
sozialen Sicherungssysteme. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe-
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher oder demographische Auswirkungen
sind nicht zu erwarten. Auswirkungen auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse der
Menschen sind aus der mit diesem Gesetz bezweckten Beschleunigungswirkung far milita-
rische Infrastrukturvorhaben nicht herzuleiten.

Im Zuge der gemaR § 2 der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien vor-
zunehmenden Relevanzprifung sind unter Berticksichtigung der unterschiedlichen Lebens-
situationen von Frauen und Mannern keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungs-
politischen Zielen zuwiderlaufen.

Die Aufnahme einer Experimentierklausel ist nicht erforderlich. Alle Anderungen sollen
schnellstmoglich gelten. Dies gilt insbesondere fir die Vereinfachungen, Beschleunigungen
und Geheimschutzinteressen.

VIIl. Befristung; Evaluierung

Die gesetzlichen Anderungen sind fiir einen aus heutiger Sicht noch nicht absehbaren Zeit-
raum erforderlich. Die veranderte sicherheits- und verteidigungspolitische Lage flhrt zu ge-
stiegenen Anforderungen an die Bindnisfahigkeit und die Verteidigungsfahigkeit Deutsch-
lands. Eine Beschleunigung der Infrastrukturverfahren der Bundeswehr kann nur zielgerich-
tet erfolgen, wenn dies auf eine langfristige Entwicklung ausgerichtet ist. Eine Evaluierung
ist nicht vorgesehen.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz fiir den Bau und Betrieb von Infrastruktur fiir Zwecke der
Bundeswehr)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Dieses Gesetz soll den zeitgerechten und den aktuellen Sicherheitsinteressen der Bundes-
republik Deutschland dienenden Bau und Betrieb militarischer Infrastruktur férdern. Dies
umfasst Infrastruktur sowohl der Bundeswehr als auch der verbliindeten Streitkrafte, die in
Deutschland stationiert sind oder im Rahmen des Host Nation Support das Bundesgebiet
queren. Unter militdrischen Liegenschaften sind dabei alle Liegenschaften zu verstehen,
die fur Zwecke der Bundeswehr oder der verblindeten Streitkrafte genutzt werden, unab-
hangig davon, ob zivile oder militdrische Dienststellen diese Liegenschaften nutzen. Ent-
scheidend ist dabei nicht, ob die Liegenschaft dauerhaft oder voriibergehend militarisch
genutzt wird oder ob dies nur in Teilen erfolgt. Auch gemischt genutzte Liegenschaften fal-
len unter den Anwendungsbereich, sofern die Liegenschaft zumindest auch militarischen
Zwecken dient. Die Liegenschaftsverwaltung des Bundes durch die Bundesanstalt fir Im-
mobilienaufgaben bleibt davon unberinhrt.

Zu § 2 (Bauaufgaben zur Deckung des infrastrukturellen Bedarfs der Bundeswehr)
Zu Absatz 1

Die zur Erreichung der Verteidigungsfahigkeit umzusetzenden Infrastrukturbedarfe der
Bundeswehr Ubersteigen das Bauvolumen der vergangenen Jahre um ein Vielfaches, so
dass selbst bei maximaler Steigerung des Bauumsatzes seitens der Bauverwaltungen der
Lander, die auf Grundlage von § 5b Finanzverwaltungsgesetz (FVG) im Wege der Organ-
leihe die Bauaufgaben fir den Bund durchfiihren, die Situation eintreten kénnte, dass nach
Abstimmung mit den Landesbauverwaltungen eine Realisierung durch die Bauverwaltun-
gen der Lander zeitnah und zeitgerecht nicht méglich sein wird. Die (Bau-) Last muss daher
auf weitere Schultern verteilt werden, zu denen auch die Bundeswehrverwaltung selbst ge-
héren muss. Genauso muss die Griindung von neuen Gesellschaften zur Planung, Bau und
Betrieb von militarischer Infrastruktur moglich sein (Absatz 2).

Insbesondere vor dem Hintergrund des enormen Infrastrukturbedarfs, den allein der perso-
nelle Aufwuchs der Streitkrafte und die zusatzliche Beschaffung von Ristungsgitern gene-
riert, ist eine wichtige, zusatzliche Option zur Deckung der infrastrukturellen Bedarfe der
Bundeswehr und seiner verblindeten Streitkrafte. Dabei soll in keiner Weise die Rolle der
Bauverwaltungen der Lander im System der Organleihe geschmalert werden. Die beste-
hende vertrauensvolle Zusammenarbeit bildet weiterhin die Basis, um die notwendige Inf-
rastruktur fir die Bundeswehr bereit zu stellen.

Bereits heute werden viele Bauaufgaben insbesondere im Bauunterhalt auf die Ortsbehor-
den der Bundeswehrverwaltung tGbertragen, um die Bauverwaltungen des Bundes und der
Lander von kleinteiligen, ressourcenintensiven Aufgaben zu entlasten.

Daneben ist es unumganglich, Eigenvollzugskompetenzen der Bundeswehrverwaltung und
der Beteiligungsgesellschaften des Bundesministeriums der Verteidigung fir Krisen- und
Kriegsszenarien aufzubauen und so fur den Inhaber der Befehls- und Kommandogewalt
uber die Streitkrafte die Option der eigenen Bauherrentatigkeit zu er6ffnen, um so auch
lageabhangig schnell héchst priorisierte Mallnahmen aus eigener Kompetenz und Res-
source heraus umsetzen zu kdnnen.

Satz 1 enthalt das klare Bekenntnis der Bundeswehr zur Organleihe, die in § 5b FVG fest-
gelegt ist und zentral fiir den Bund durch die Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben verant-
wortet wird. Die Lander bleiben der wichtigste Partner flr die Umsetzung der Baubedarfe
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der Bundeswehr und werden auch weiterhin die Hauptlast tragen. Der Verweis auf § 5b
FVG dient dabei auch der Klarstellung, dass bestehende Bundesbauvereinbarungen wei-
terhin Glltigkeit besitzen. Die von der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben in Eigenver-
antwortung durchgefiihrten Bauaufgaben werden dadurch nicht berihrt.

In Satz 2 wird geregelt, dass der Bundeswehrverwaltung die Leitung, Steuerung und Erle-
digung von Bauaufgaben tUbertragen werden kénnen. Hiermit stellt er die Grundlage fur die
Ausbringung resilienter Strukturen flr den Bau und Betrieb militarischer Infrastruktur in Kri-
senzeiten dar und erméglicht eine krisentaugliche Gestaltung der Infrastrukturverfahren im
Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung im Spannungs- und Verteidi-
gungsfall.

Gleichzeitig wird klargestellt, dass dies jeweils in Abstimmung mit den Landern erfolgt.
Grundlage hierfur bildet insoweit die gemeinsame Erklarung zur Informationsplattform beim
Ausschuss flur Staatlichen Hochbau der Bauministerkonferenz vom 31. Januar 2025, mit
der das Bundesministerium der Verteidigung mit den Landern und der Bundesanstalt fur
Immobilienaufgaben die Grundsatze flr ihre partnerschaftliche Zusammenarbeit festgelegt
haben. Erklartes Ziel ist es, die Bauverwaltungen der Lander dahingehend zu befahigen,
die militarischen Bedarfe - auch landerUbergreifend - als leistungsstarke Partner der Bun-
deswehr innerhalb realistisch umsetzbarer Zeitlinien zu erledigen. Ist dies jedoch den Bau-
verwaltungen der Lander auch nach einer bundesweiten Betrachtung der Ressourcen nicht
mdglich, kann die Bundeswehr die Bauaufgabe in eigener Verantwortung abwickeln. Fur
die MalRnahmen im Bauunterhalt und fir technisch einfache BaumalRnahmen im Sinne der
Richtlinien flr die Durchfiihrung von Bauaufgaben des Bundes besteht dieses Einverneh-
men bereits dauerhaft.

Zu Absatz 2

Im Hinblick auf § 65 Absatz 1 Nummer 1 Var. 1 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) soll
mit dieser Regelung klargestellt werden, dass an der Griindung einer Gesellschaft fiir den
Bau oder Betrieb militérischer Infrastruktur ein wichtiges Interesse des Bundes besteht,
ohne dass von dem Erfordernis der sonstigen Voraussetzungen des Haushaltsrechts ab-
gewichen werden soll. Insbesondere wird weiterhin zur Grindung einer solchen Gesell-
schaft der Nachweis der Wirtschaftlichkeit erforderlich bleiben. Die Grindung einer Gesell-
schaft ist vor dem Hintergrund des enormen Infrastrukturbedarfs aber eine weitere, zusatz-
liche Moglichkeit zur Deckung der Bedarfe der Bundeswehr und der verbindeten Streit-
krafte und muss als Option neben der Erledigung durch eine Bundesbehdrde in Betracht
kommen. Im Fokus steht dabei die Sicherstellung einer nachhaltigen und resilienten Ener-
gieversorgung, die vor dem Hintergrund der Anfalligkeit der 6ffentlichen Energieversorgung
gegenuber hybriden, terroristischen oder konventionellen Angriffen fir die Bundeswehr von
besonderer Bedeutung ist, um die bisherige nahezu vollstdndige Abhangigkeit von der
Funktionsfahigkeit externer Versorger fur verteidigungswichtige Infrastruktur signifikant zu
verringern. Die Versorgungssicherheit fur die Standorte soll gewahrleistet und ein moéglichst
hoher Grad an Autarkie sichergestellt werden. Mdgliche Optionen sind dabei die Eigener-
zeugung, Wandlung, Speicherung und Nutzung erneuerbarer Energien. Durch die Klarstel-
lung in Absatz 1 wird es einer Gesellschaft beispielsweise auch moglich sein, Bauaufgaben
in eigenen Strukturen umzusetzen und so die Anlagen und deren Betrieb landibergreifend
aus einer Hand zu steuern. Gleichzeitig wird eine eigene Kompetenz der Bundeswehrver-
waltung zur selbststandigen Energieversorgung aufgebaut. Das Verfahren nach Absatz 1
ist dabei nur fur die Ubertragung von Bauaufgaben erforderlich, nicht aber fir die Griindung
selbst.
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Zu § 3 (Rechtsbehelfe, Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts)
Zu Absatz 1

Der Begriff Bauvorhaben ist weit gefasst und umfasst sadmtliche Baumalinahmen, sowohl
Tiefbau- als auch Hochbau oder Wasserbaumaflnahmen sowie die jeweils sie vorbereiten-
den und nachbereitenden Mal3nahmen wie z.B. Baufeldfreimachungen.

Durch diese Regelung wird die Umsetzung von Vorhaben gemaf § 1 BwBauGB beschleu-
nigt, indem Rechtsbehelfe Dritter nicht mehr in jedem Fall zu einem Stopp dieser Vorhaben
und der sie vorbereitenden Malinahmen fuhren. Dies soll nun vielmehr den Fallen vorbe-
halten bleiben, in denen aus Sicht der Rechtsprechung eine Erfolgsaussicht im Haupt-
sacheverfahren besteht. Die Mdglichkeit, auf Antrag gemaf § 80 Absatz 5 Satz 1 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) die aufschiebende Wirkung herzustellen, bleibt bestehen.

Zu Absatz 2

Diese Konzentration der Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts flr die genannten
Streitigkeiten dient der Beschleunigung von militdrischen Vorhaben mit infrastrukturellem
Bezug, also Vorhaben mit herausgehobener Bedeutung, sowie der Vermeidung divergie-
render Entscheidungen ansonsten vorgehender Instanzen. Eine zersplitterte Rechtspre-
chung verschiedener Verwaltungs- und Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungsgerichtshéfe
beeintrachtigt aber insbesondere die Rechtssicherheit fur die planerische Entwicklung der
Bundeswehrliegenschaften und somit den Aufwuchs der Bundeswehr. Das Bundesverwal-
tungsgericht als Revisionsgericht kann aber eine Einheitlichkeit erst im Nachhinein herstel-
len; angesichts der oft mehrjahrigen Verfahrensdauer solcher Verfahren ist dies keine ada-
quate Losung.

Sie gilt nur fur die Falle, in denen der Bund selbst Partei dieses verwaltungsgerichtlichen
Verfahrens ist. Ist der Bund nur Beigeladener, z.B. als Trager 6ffentlicher Belange oder im
Enteignungsverfahren nach dem LBG, greift diese Vorschrift nicht.

Die Regelung konzentriert verwaltungsgerichtliche Streitigkeiten Gber Schutzbereichanord-
nungen und MalRnahmen nach dem Schutzbereichgesetz beim Bundesverwaltungsgericht.
Daneben ist das Bundesverwaltungsgericht erst- und letztinstanzlich zustandig fur verwal-
tungsgerichtliche Streitigkeiten bei Vorhaben der Bundeswehr oder der auf deutschem Ho-
heitsgebiet stationaren Streitkrafte verblndeter Staaten im Sinne des NATO-Truppensta-
tus, die der leitungsgebundenen Versorgung dienen und sich Uber das Gebiet mehr als
eines Landes oder Uber eine Lange von mehr als 40 Kilometern erstreckt sowie fiir Be-
zeichnungen nach dem LBG und spezielle Genehmigung mit Infrastrukturbezug nach dem
Luftverkehrsgesetz.

Das Schutzbereichgesetz begriindet ein administratives Instrument zur Sicherung militari-
scher Einrichtungen durch Nutzungsbeschrankungen im angrenzenden Raum. Im Hinblick
auf den dringend erforderlichen Aufwuchs der Bundeswehr und die hieraus folgende Not-
wendigkeit, Schutzbereiche auszuweiten oder aber Schutzbereiche um reaktivierte oder
neue Verteidigungsanlagen auszuweiten, werden die Verfahren nach dem Schutzbereich-
gesetz zunehmend an Bedeutung fur die Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der militari-
schen Liegenschaften gewinnen. Dies betrifft insbesondere die Erweiterungen bestehender
Schutzbereiche, die Neufestsetzungen fir bisher nicht geschutzte Verteidigungsanlagen,
Festsetzungen fiir neue oder reaktivierte Verteidigungsanlagen oder Anpassungen an ver-
anderte militartechnische Anforderungen.

Schutzbereichanordnungen sind materiell-rechtliche Planungsentscheidungen als Ergeb-
nis eines besonderen Raumordnungsverfahrens. Damit sind sie vergleichbar mit den Fach-
planungen der in § 50 Absatz 1 Nummer 6 VwWGO genannten Raumordnungsklauseln. Dies
gilt auch fur Bezeichnungen nach dem Landbeschaffungsgesetz.
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Das dreistufige Instanzensystem fiihrt bei SchBerG-Verfahren zu Gesamtverfahrensdauern
von regelmafig mehreren Jahren. Schutzbereichsanordnungen im Zuge des Bundeswehr-
aufwuchses sind jedoch zeitkritisch: Die militartechnischen Notwendigkeiten, auf die sie re-
agieren, kénnen sich durch veranderte Bedrohungslagen oder neue Waffensysteme schnell
andern. Die Bundeswehr steht zudem bei der Anordnung von Schutzbereichen nach dem
SchutzBerG zunehmend im zeitlichen Wettlauf mit sonstigen Planungstragern und Pla-
nungsinteressen. Eine unter Umstanden Jahre in Anspruch nehmende verwaltungsgericht-
liche Kontrolle ist vor diesem Hintergrund nicht sachgerecht.

Die Begrindung von Schutzbereichsfestsetzungen erfordert regelmaRig die Vorlage und
Verwertung von Unterlagen, die der Geheimhaltung nach dem Sicherheitsiiberpriifungsge-
setz (SUG) oder entsprechenden NATO-Vorschriften unterliegen. Das BVerwG ist als Bun-
desgericht hierfur bereits strukturell besser ausgestattet. Schutzbereichverfahren erfordern
zudem die Auslegung militarverwaltungsrechtlicher Normen und die Bewertung militartech-
nischer Notwendigkeiten, flr die bei allgemeinen Verwaltungsgerichten in der Regel keine
systematische Fachkompetenz vorhanden ist.

Neben dem Anwendungsbereich fir das SchBerG ist das BVerwG zukiinftig auch zustandig
fur verwaltungsgerichtlich Verfahren, die die Zulassigkeit leitungsgebundener Versorgungs-
infrastruktur behandeln. Und hierzu zahlen insbesondere Kerosinpipelines zur Versorgung
von Bundeswehrflugplatzen sowie Teile des NATO-Pipelinesystems auf deutschem Ho-
heitsgebiet etc. Eine landerspezifische Zustandigkeitsstruktur ist fir solche Vorhaben struk-
turell ungeeignet und fihrt zu einer Mehrfachbefassung verschiedener Gerichte mit identi-
schem oder sich Uberschneidenden Sachverhalts- und Rechtsfragen.

Militarische leitungsgebundene Versorgungsinfrastruktur ist vergleichbar mit ziviler Gberre-
gionaler Versorgungsinfrastruktur und weist dieselben strukturellen Merkmale auf, die den
Gesetzgeber beim NABEG zur Zustandigkeitskonzentration bewogen haben — landertber-
greifende Trassierung, Einheitlichkeit des Vorhabens, gesamtstaatliche Bedeutung und
Zeitkritikalitat. Zusatzlich besteht bei militarischer Leitungsinfrastruktur eine Geheimhal-
tungsbeddrftigkeit, die das BVerwG als Bundesgericht besser gewahrleisten kann als all-
gemeine Verwaltungsgerichte der Lander.

Zudem ist das Bundesverwaltungsgericht erst- und letztinstanzlich fir die (Neu-)Anlage
oder den Betrieb von Flugplatzen zu Zwecken der Landes- und Bundnisverteidigung und
deren Erganzung oder Anderung nach § 6 Luftverkehrsgesetz sowie (iber die Entscheidung
der Genehmigungsfreiheit nach § 30 Absatz 1c Luftverkehrsgesetz sein. Neben der beab-
sichtigen Beschleunigungswirkung sowie der Vermeidung divergierender Entscheidungen
ansonsten vorgehender Instanzen ergibt sich die Notwendigkeit der erst- und letztinstanz-
lichen Entscheidung durch das Bundesverwaltungsgericht bereits aufgrund der Uberregio-
nalen Auswirkungen von Flugplatzen, die regelmafig Uber die Belange eines Bundeslan-
des hinausgehen. Neben den militarspezifischen Besonderheiten, insbesondere den Erfor-
dernissen des militarischen Flugbetriebes (mit An- und Abflugverfahren), sind insbesondere
auch Uberregionale Fragen der Verkehrsanbindung, des Umweltschutzes und der Betrof-
fenheit der Bevolkerung in die Entscheidung mit einzubeziehen.

Weiterhin ist das Bundesverwaltungsgericht erst- und letztinstanzlich bei Streitigkeiten Gber
die Bezeichnung nach § 1 Absatz 3 Gesetz Uber die Landbeschaffung flr Aufgaben der
Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) zustéandig, mit der das Bundesministerium der Ver-
teidigung nach Durchflihrung des Anhérungsverfahrens nach § 1 Absatz 2 Landbeschaf-
fungsgesetz Uber das Vorhaben entscheidet. Die Bezeichnung entfaltet im Verhaltnis zu
den betroffenen Gemeinden unmittelbare Rechtswirkung und greift in das durch Artikel 28
Absatz 2 Grundgesetz gewahrleistete Recht ein, alle Angelegenheiten der ortlichen Ge-
meinschaft in eigener Verantwortung zu regeln. Das Bezeichnungsverfahren erfordert des-
halb eine Anhérung und Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange. Zwecks Schaf-
fung einer einheitlichen Abwagungsdogmatik unter Beriicksichtigung der verschiedenen In-
teressen einerseits sowie der sich aus Artikel 87a Grundgesetz ergebenen Verpflichtung
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andererseits, eine funktionsfahige Bundeswehr aufzustellen, die ihrem Verteidigungsauf-
trag gewachsen sein muss, muss sichergestellt sein, dass es keine divergierenden Ent-
scheidungen gibt. Zudem ist nicht auszuschlieRen, dass die Vorhaben aufgrund der ge-
samtmilitarischen Planungen auch die Grenzen von Bundeslandern Uberschreiten, da die
Herstellung der Verteidigungsfahigkeit sich nicht an den Grenzen der Bundeslander orien-
tieren kann.

§ 50 VwGO enthalt bereits heute eine Auflistung von Sachgebieten, bei denen der Gesetz-
geber eine zentrale Erstinstanz als sachgerecht angesehen hat. Das Verfassungsgebot ei-
ner effektiven Rechtsweggarantie aus Artikel 19 Absatz 4 Grundgesetz steht einer solchen
Konzentration nicht entgegen, solange ein uneingeschrankter Rechtsschutz tatsachlich ge-
wahrleistet bleibt. Das ist beim Bundesverwaltungsgericht der Fall. Das Beschleunigungs-
interesse des Bundes im Bereich der Landesverteidigung ist zudem durch Artikel 87a
Grundgesetz und die Staatszielbestimmung der Bindnistreue (Artikel 24 Absatz. 2 Grund-
gesetz) verfassungsrechtlich verankert.

Nach der derzeit moglichen Prognose der Anzahl der hiervon betroffenen Falle ist davon
auszugehen, dass durch die Verweisung an das Bundesverwaltungsgericht keine unver-
tretbaren Beeintrachtigungen der Kernaufgaben des Bundesverwaltungsgerichts als Revi-
sionsgericht ausgeldst werden. Vororttermine sind bei den potentiellen Verfahren in der
Regel nicht zwingend erforderlich.

Zu § 4 (Uberragendes éffentliches Interesse)

Die Klarstellung des Uberragenden &ffentlichen Interesses stellt sicher, dass die Belange
der Landes- und Blndnisverteidigung im Rahmen von Abwagungsentscheidungen ange-
messen berucksichtigt werden.

Der Bund ist nach Artikel 87a Absatz 1 Grundgesetz verpflichtet, Streitkrafte zur Verteidi-
gung aufzustellen und zu unterhalten. Deren Einsatzfahigkeit erfordert Infrastruktur. Bau-
mafRnahmen der Bundeswehr sind nicht schlicht fiskalische BaumafRnahmen des Bundes,
sondern Ausdruck dieses verfassungsrechtlichen Auftrags. Mit der Unterstreichung des
Uberragenden o6ffentlichen Interesses wird die Bedeutung dieser Vorhaben fur die Sicher-
stellung der Gesamtverteidigungsfahigkeit hervorgehoben und deren angemessene Be-
ricksichtigung gewahrleistet.

Zu § 5 (Abweichung von der Verordnung zum Umgang mit wassergefahrdenden
Stoffen)

§ 52 der Verordnung regelt, welche Anforderungen an eine Sachverstandigenorganisation
zu stellen sind und wer diese anerkennt. Die Abweichung von § 52 dient dazu, dass das
BMVg fir seinen Geschaftsbereich eine bundeswehreigene Stelle als anerkannte Sachver-
standigenorganisation bestimmen kann.

Die Bundeswehr hat mit der Technischen Uberwachungsstelle der Bundeswehr (TUStBw)
eine vom Bundesministerium der Verteidigung eigene Stelle, die u. a. die Aufgaben im
Sinne einer zugelassenen Uberwachungsstelle wahrnimmt und als Leitungselement der
Priforganisation zur Technischen Uberwachung von Arbeitsmitteln der Bundeswehr
(TUBwW) fungiert. Die TUStBw verfiigt Giber die Fahigkeiten zur Durchfiihrung von Sachver-
standigenprifungen nach der Verordnung und fuhrt diese aktuell auerhalb von Deutsch-
land, z.B. an Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen wie (Feld-)Tanklagern
in Einsatzen und anerkannten Missionen bereits durch. In Deutschland werden diese Sach-
verstandigenprifungen derzeit von externen Dienstleistern wahrgenommen.

Mit der Abweichung von der Verordnung kénnen in der Bundeswehr bereits vorhandene
Fahigkeiten genutzt werden. Damit wird bei der zunehmender Bedrohungslage die eigene
Handlungsfahigkeit gestarkt, die Resilienz gegen dulRere Einflisse in Krisensituationen ver-
bessert, die Kraftstoffversorgung der Streitkrafte sichergestellt und die Abhangigkeit von
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externen Dienstleistern reduziert. Die Anerkennung der TUStBw als Sachverstéandigenor-
ganisation im Sinne der Verordnung ist ein Beitrag zur Steigerung der Resilienz, Kriegs-
tlchtigkeit und Verteidigungsfahigkeit der Bundeswehr.

Zu Artikel 2 (Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes)

Die kritische sicherheitspolitische Lage erfordert einen raschen personellen Aufwuchs und
Modernisierung der Streitkrafte. Damit einher geht eine erforderliche, dringliche Anpassung
der militarischen Schiel3platze an die veranderten Ausbildungskonzepte und Bedarfe der
Streitkrafte. Die rechtzeitige Erreichung des erklarten Ziels der Kriegstichtigkeit erfordert
bei Vorliegen der Voraussetzungen einer wesentlichen Anderung eine signifikante Be-
schleunigung von Verwaltungsverfahren, ohne jedoch die materiellen Schutzstandards fir
die betroffene Bevdlkerung abzusenken.

Die Regelung beinhaltet eine formelle Verfahrenserleichterung im Falle von wesentlichen
Anderungen militarischer Anlagen, und schafft erhebliche Verfahrensbeschleunigungen.
Die materiellrechtlichen Schutzstandards miissen vollumfanglich beibehalten werden. Mili-
tarische Betreiber missen die Erflllung der sich aus § 6 Absatz 1 Nummer 1 ergebenden
Anforderungen auch weiterhin gewahrleisten. Vor der Anzeige hat die Bundeswehr die fur
den Immissionsschutz zustandige Genehmigungsbehérde zu héren und eine Stellung-
nahme einzuholen.

Von § 16 Absatz 1 Satz 1 wird nur abgewichen, wenn die nachteiligen, erheblichen Auswir-
kungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes die Gerausche einer militérischen
Anlage sind. Diese Regelung ist bis zum Ende des Jahres 2035 befristet.

Zu Artikel 3 (Anderung des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung)

§ 1 Absatz 2a enthalt eine spezielle Regelung fir bestimmte Verteidigungsvorhaben. Da-
nach kann das BMVg oder eine von ihm benannte Stelle bei Vorhaben zur Erstaufforstung
nach Anlage 1 Nummer 17.1 oder bei Vorhaben zur Rodung nach Anlage 1 Nummer 17.2
auf Flachen, die der Verteidigung dienen oder die in einem Plan fiir einen solchen Zweck
ausgewiesen sind, von der Durchfiihrung einer UVP absehen. Gleiches gilt fir Vorhaben
nach Anlage 1 Nummer 19.3 die militarischen Zwecken dienen. Die Vorschrift setzt Artikel
1 Absatz 3 der Richtlinie 2011/92/EU in der Fassung der Richtlinie 2014/52EU (UVP-Richt-
linie) um und stellt dabei die gegenlber § 1 Absatz 2 speziellere Regelung dar. Angesichts
der derzeitigen geopolitischen Lage sind die in Absatz 2a genannten Vorhaben generell so
dringlich und so geheimhaltungsbediirftig, dass sich die Durchfiihrung einer UVP oder einer
UVP-Vorprifung nachteilig auf die Zwecke der Verteidigung auswirken wirde. Daher ist bei
diesen Vorhaben die Prufung der Ausnahmevoraussetzungen nach § 1 Absatz 2 Satz 1
und die Veréffentlichung der Entscheidung entbehrlich.

Zu Artikel 4 (Anderung Verwaltungsgerichtsordnung)

Der von dieser Nummer zitierte § 3 Absatz 2 Bundeswehrbaugesetz erklart das Bundes-
verwaltungsgericht fir zustandig fur ausgewahlte Verfahren im Schutzbereichgesetz, im
Luftverkehrsgesetz, im Landbeschaffungsgesetz sowie flir bestimmte militarische Rohrfern-
leitungsprojekte, soweit die Bundeswehr Partei dieser Verfahren ist. Mit der Anderung wird
die Regelung in § 3 Absatz 2 BwBauG in die VWGO gespiegelt. Der Anderungsbefehl kniipft
an § 50 Absatz 1 VWGO in der Fassung des Entwurfs eines Siebten Gesetzes zur Anderung
der Verwaltungsgerichtsordnung und anderer Gesetze (7. VWGOANdG) an (Bundesrats-
Drucksache 328/26), der bereits die Nummern 8 bis 12 in § 50 Absatz 1 VwGO schafft.

Zu Artikel 5 (Anderung des Soldatengesetzes)
Bei vielen Soldatinnen und Soldaten fallen der tatsachliche Wohnsitz und der Dienstort aus-

einander. Dies kann zu Problemen bei der Unterbringung am Dienstort fuhren. Grundséatz-
lich sind Soldatinnen und Soldaten bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres zum Wohnen
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in der Gemeinschaftsunterkunft verpflichtet. In diesem Fall haben sie einen Anspruch auf
eine dienstliche Unterkunft. Anderes gilt fur die Gber 25-jahrigen Soldatinnen und Soldaten.
Nur bei tatsachlich freien Kapazitaten kann ihnen bisher die Erlaubnis zum Wohnen in der
Gemeinschaftsunterkunft erteilt werden. Fir diesen Personenkreis ist die Frage der Unter-
kunft vor Ort daher haufig eine erhebliche Herausforderung und eng mit dem Aspekt der
Attraktivitat des Dienstes verbunden. Zusatzliche finanzielle Belastungen veranlassen zu
viele Soldatinnen und Soldaten dazu, sich nicht weiter zu verpflichten, sondern die Bundes-
wehr nach Ablauf ihrer Dienstzeit zu verlassen, wenn keine Kompensation durch die Erstat-
tung notwendiger Ubernachtungskosten nach den besonderen Gesetzen, zum Beispiel
durch die Gewahrung von Trennungsgeld, erfolgt.

Durch die Anderung von § 30 SG soll das aus Sicht des Dienstherrn notwendige Wohnen
des militdrischen Personals an den Dienstorten bei deutlich ansteigenden Personalzahlen
wahrend des Aufwuchses der Bundeswehr und den damit verbundenen Verdrangungsef-
fekten unterstitzt werden kdnnen. Mit dieser Malnhahme soll eine Beeintrachtigung der
Funktionsfahigkeit und personellen Einsatzbereitschaft der Streitkrafte vermieden werden.
Durch eine Unterkunftshilfe soll in dienstlich begrindeten Ausnahmen die infrastrukturelle
Konsolidierung des Aufwuchses begleitet und persénliche Harten vermieden werden. Das
ist der Fall, wenn die Soldatinnen und Soldaten bereits eine anerkannte Wohnung im Sinne
des § 10 Absatz 3 BUKG haben, die jedoch weder fur die aktuelle noch fur eine zuklnftige
personelle FolgemalRnahme fur eine mogliche Gewahrung von Umzugskosten oder Tren-
nungsgeld zu berlcksichtigen war oder ist, so dass finanzielle Mehrbelastungen insbeson-
dere durch doppelte Mieten entstehen. In Anbetracht der erheblichen Zunahme der Finanz-
bedarfe des Verteidigungsressorts als Folge der geanderten sicherheitspolitischen Lage
muss es dem Dienstherrn gleichwohl vorbehalten sein, die Bereitstellung von Unterkinften
auf die jeweils bereits vorhandenen bundeswehreigenen Kapazitaten zu begrenzen.

Zu Artikel 6 (Anderung des Bundesleistungsgesetzes)

Die Refokussierung auf die Landes- und Bindnisverteidigung erfordert dringender als bis-
her die Kaltstartfahigkeit der Bundeswehr. Hierzu ist es erforderlich, das Bundesleistungs-
gesetz an die rechtlichen und tatsachlichen Voraussetzungen der heutigen Zeit anzupas-
sen.

Zu Nummer 1

Die letzte inhaltliche Anderung des BLG erfolgte 1961. Zu dem Zeitpunkt hatten weder das
sich auf die Nutzung von immateriellen Gltern beziehende Urheberrecht noch Outsourcing
die Bedeutung, die sie heute haben. Die vorgeschlagenen Gesetzesanderungen dienen der
Anpassung an die mittlerweile geanderte Lebenswirklichkeit.

Unter Einhaltung der Voraussetzungen des § 3 BLG (insbesondere des Ultima-Ratio- und
des VerhéltnisméaRigkeitsgrundsatzes) kann bspw. die Weitergabe und Ubersetzung von
Unterlagen/Informationen an die Truppe oder Dritte zwecks eigenstandiger Wartung/In-
standhaltung, eigenstandige Herstellung der Ersatzteile, Erneuerung veralteter Systeme
oder Gerate (Obsoleszenzbeseitigung) oder Anpassung einer Software an neue Erforder-
nisse notig sein, um die Verteidigungsfahigkeit zu erhalten.

Zu Nummer 2

Die Konkretisierung des § 5 Absatz 2 Nummer 3 BLG bewirkt Rechtssicherheit fir die Bun-
deswehrverwaltung in Bezug auf den Kreis der sicherstellungsfahigen zivilen Guter. Die
durch die Anderung bezeichneten Waren des taglichen Gebrauchs zéhlen zu den soge-
nannten Marketenderwaren, die einen wesentlichen Bestandteil der Einsatzfahigkeit der
Bundeswehr abbilden und im Krisen- und Kriegsfall schnell und in hinreichendem Umfang
verfugbar sein mussen. Die Marketenderwaren erhalten die kdrperliche Gesundheit der
Soldatinnen und Soldaten (Hygieneartikel) und ihre physische und psychische Kampfkraft
(verpackte Lebensmittel, SuRigkeiten, Getranke etc.). Ohne die Maoglichkeit zur
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Sicherstellung droht eine Versorgungsliicke zulasten der Bundeswehr und zu versorgender
Streitkrafte auswartiger Staaten in Deutschland, da im Krisen- und Verteidigungs- oder
Blndnisfall mit dem zumindest teilweisen Ausfall der fir die Versorgung mit Marketender-
waren vorgesehenen zivilen Lieferketten zu rechnen ist, insbesondere durch Einziehung
von zivilen Kraftfahrern zum in- oder auslandischen Wehrdienst und damit Unterbrechung
der Marketenderwarenversorgung. In diesem Fall muss eine lokale, standortnahe Zugriffs-
mdglichkeit auf vorhandene Bestande an Marketenderwaren eréffnet sein, um die umge-
hende Einsatzbereitschaft der Bundeswehr sicherstellen zu kénnen. Die Regelungen des
Bundesleistungsgesetzes leisten im Sicherstellungsfall fur den betroffenen Leistungspflich-
tigen (z.B. Supermarkt) einen hinreichenden wirtschaftlichen Ausgleich. Die Belange der
Zivilbevdlkerung werden angemessen berlcksichtigt, weil die Marktenderwarenversorgung
mengenmalig keine nennenswerten Einschrankungen fir die zivile Versorgung erwarten
lasst. Zur Zweckerreichung der Landes- und Bindnisverteidigung ist die Sicherstellungs-
moglichkeit unverzichtbar und durch die Entschadigungsregelungen im Ubrigen verhaltnis-
manig.

Im Ubrigen Folgeanderung zu Nummer 1.
Zu Nummer 3

Derzeit kann der Leistungsempfanger grundsatzlich nur der Bedarfstrager oder, unter be-
stimmten Voraussetzungen, der auswartige Staat, flir dessen Streitkrafte die Leistung an-
gefordert wird, sein. Nur wenn bauliche Anlagen oder Teile von baulichen Anlagen, Hausrat,
Verkehrsmitteln oder Verkehrsleistungen fir bestimmte Zwecke und unter bestimmten Vo-
raussetzungen angefordert werden, kann die Anforderungsbehérde denjenigen als Leis-
tungsempfanger bestimmen, dem die genannten Anforderungsgegenstande zum Gebrauch
Uberlassen oder fur den die Verkehrsleistungen erbracht werden sollen (§ 8 BLG). Durch
die Anpassung kénnte der Bund bei gegebenenfalls fehlender eigener Fachexpertise oder
Kapazitaten, bestimmen, dass zum Beispiel die Anforderung der zur Instandsetzung néti-
gen Leistungen des Bundesleistungsgesetzes an Dritte (wie die HIL - Heeresinstandsset-
zungslogistik GmbH) erfolgt, deren Leistungserbringung fur die Herstellung und Aufrecht-
erhaltung der Einsatzbereitschaft der Streitkrafte genutzt wird.

Zu Nummer 4

Folgednderung zu Nummer 1.

Zu Nummer 5

Folgeanderung zu Nummer 1.

Zu Nummer 6

Folgeanderung zu Nummer 1.

Zu Nummer 7

Dies ist eine Folgednderung zur Nummer 3 und dient der Klarstellung, wer die Entschadi-
gungen und Ersatzleistungen zu tragen hat, wenn der Leistungsempfénger ein vom Be-
darfstrager bestimmter Auftragnehmer entsprechend § 8 Absatz 1 BLG neue Fassung ist.
Die Zuweisung entspricht der bisherigen Regelung zur Bestimmung des Leistungsempfan-
gers.

Zu Nummer 8

Folgeanderung zu Nummer 1.
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Zu Nummer 9

Nach § 66 Absatz 2 Satz 1 des BLG diirfen Manéver oder andere Ubungen ,in der Regel
die Dauer von dreiig Tagen nicht Uberschreiten®. Diese zeitliche Beschrankung kann zu-
kinftig aufgrund der steigenden Intensitat und -dauer der nationalen und multinationalen
Ubungen in Deutschland hinderlich sein. Im Jahr 2027 wird u.a. auch in Deutschland die
NATO-Ubung STEADFAST DEFENDER 2027 stattfinden, bei der eine zeitliche Begren-
zung von Ubungen aufgrund der vorgesehenen Ubungsdauer von mehreren Monaten hin-
derlich werden kann. Weitere langerfristige Ubungen, wie z.B. zur Belbung der ,Dreh-
scheibe Deutschland®, werden derzeit geplant. Auch hier kann die Einschrankung hinderlich
fur die Zielerreichung der Ubungen werden. Durch die Streichung des § 66 Absatz 2 Satz
1 BLG soll daher fiir die Bundeswehr mehr Flexibilitat in der Auftragserfillung erreicht wer-
den.

Die derzeit geltende Regelung wurde in das BLG aufgenommen, um die deutsche Bevdl-
kerung vor Belastungen zu schiitzen, die insbesondere von Manévern und Ubungen, die
im freien Gelande durchgefiihrt werden, ausgehen. Seit dem Inkrafttreten des BLG hat sich
das Aufkommen an Ubungen, die im freien Gelande stattfinden, zunehmend verringert.
Ubungen finden vielmehr (iberwiegend auf Liegenschaften der Bundeswehr (z.B. Truppen-
Ubungsplatzen) oder auf solchen Liegenschaften statt, die den Vertragsparteien des Zu-
satzabkommens vom 3. August 1959 zu dem Abkommen vom 19. Juni 1951 zwischen den
Parteien des Nordatlantikvertrags Uber die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich der in
der Bundesrepublik Deutschland stationierten auslandischen Truppen zur ausschlie3lichen
Benutzung uberlassenen wurden (vgl. auch die entsprechende, in Artikel 2 § 17 Absatz 2
Streitkrafteaufenthaltsgesetz vorgesehene Vorgabe flr Streitkrafteaufenthaltsabkommen).
Vor diesem Hintergrund ist es gerechtfertigt, auf eine grundsatzliche zeitliche Obergrenze
fir die Dauer von Ubungen zu verzichten.

Die Beschrankung ist zudem volkerrechtlich nicht notwendig. Die Bundesregierung muss
auch weiterhin jede Ubung auf inrem Hoheitsgebiet genehmigen, sodass insbesondere das
Verlegungs- und Stationierungsverbot gemaf Artikel 3 Absatz 5 des Vertrages vom 12.
September 1990 Uber die abschliefende Regelung in Bezug auf Deutschland gewahrt
bleibt.

Zu Nummer 10

Die alte Regelung des § 70 Absatz 1 Satz 2 des BLG fiihrte zu einem unverhaltnismafkigen
administrativen Mehraufwand, der der Eilbedlrftigkeit der Landes- und Bundnisverteidi-
gung in Form der Durchfiihrung von Ubungen entgegensteht, insbesondere mit Blick auf §
69 BLG. Eine zusatzliche férmliche Vereinbarung flhrt sowohl auf Seiten des Bundes als
auch auf Seiten der zustandigen Landes- und Kommunalbehdrden zu teils aufwandigen
Befassungen verschiedener Gremien, deren Umfang nun durch eine Benehmensherstel-
lung in das Belieben der Lander gestellt wird. Durch die Neuregelung haben es nun die
Lander und Gemeinden selber in der Hand, wie sie das Benehmen in ihren Bereichen vor-
bereiten und herstellen. Dabei wurde mit dem Benehmen ein dem BLG in § 5 Absatz 3
bereits bekanntes Verfahren gewahilt.

Zu Artikel 7 (Anderung des Schutzbereichgesetzes)
Zu Nummer 1

Die heutigen Aufgaben der Bundeswehr unterscheiden sich erheblich von dem Bild der
Bundeswehr, welches zum Zeitpunkt des Ursprungs des SchBerG bestand. Das bisherige
klassische Verstandnis, was unter einem Verteidigungszweck zu verstehen ist, wird den
heutigen Anforderungen einer funktionierenden militarischen Verteidigung nicht mehr ge-
recht. Die Aufgaben der Bundeswehr sind vielfaltiger geworden und kénnen auch fur die
Zukunft nicht abschliefend umrissen werden. Dies erfordert die Fixierung eines weiten Ver-
standnisses des Begriffs ,Zwecke der Verteidigung® in Absatz 1 unter dem auch alle
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Tatigkeiten, die der Realisierung des Verteidigungszwecks dienen, wie Malnahmen zum
Schutz der Bevolkerung oder der Bundeswehrangehdrigen oder auch Auftragserfillung fir
die Bundeswehr durch Externe, umfasst sind. Anwendungsfalle haben zudem gezeigt, dass
es erforderlich ist, den definierten Verteidigungszweck nicht nur als Landesverteidigung zu
verstehen, sondern vielmehr auch die Bundnisverteidigung und damit die Bundnispartner
und zwischenstaatliche Vertrage zu erfassen. Dies deckt sich zudem mit der Fokussierung
und damit den Zielen der Bundesregierung aus der nationalen Sicherheitsstrategie und der
Rahmenrichtlinie Gesamtverteidigung. Die urspriingliche Formulierung war insoweit miss-
verstandlich, als dass dadurch der Eindruck entstehen konnte, dass sich die zu schiitzen-
den Verteidigungsanlagen zwingend auf deutschem Hoheitsgebiet befinden mussten. Tat-
sachlich aber kdnnen auch im Ausland befindliche Verteidigungsanlagen deutschen Sicher-
heitsinteressen dienen. Es kommt fur die Wirkung des SchBerG allein darauf an, dass sich
der Schutzbereich um die Verteidigungsanlage auf deutsches Hoheitsgebiet erstreckt. Die
neue Formulierung Iasst nun auch die Einbeziehung dieser Fallkonstellationen direkt aus
dem Gesetzestext zu.

Um den gewachsenen Herausforderungen wie bspw. der stetig wachsenden konkurrieren-
den Interessenlage an raumlichen Flachen ausreichend Rechnung zu tragen, muss in Ab-
satz 2 ein weites Verstandnis auch im Hinblick auf die Definition der Verteidigungsanlage
zugrunde gelegt werden. Rechtsprechung und Literatur verstehen als Verteidigungsanla-
gen i.S.d. SchBerG vor allem solche Anlagen, mit denen neben ihrer Zweckbestimmung fur
Verteidigungsvorhaben Gefahrdungen fir die Offentlichkeit verbunden sind (bspw.
BVerwG, Urt. V. 17.01.1980 — Az. VIl C 63.77, juris Rn. 2; Temann, NVwZ 1984, 759 (760).
In der Rechtsprechung ist dabei bisweilen die Tendenz zu erkennen, zwischen Verteidi-
gungsanlagen einerseits und Truppentbungsplatzen bzw. Flugplatzen andererseits zu un-
terscheiden (BSG, Urteil vom 30. 10. 1974). Etwaige Einschrankungen missen dadurch
ausgeraumt werden, dass der Begriff der Verteidigungsanlage nun eindeutig im Gesetz
verankert wird. Danach soll eine umfassende Anwendbarkeit gewahrleistet werden, wo-
nach eine Verteidigungsanlage einerseits keine Befestigung voraussetzt, sondern ein fest-
gelegter raumlicher Bereich, gentigt. Anderseits missen aber auch solche Anlagen als Ver-
teidigungsanlage umfasst werden kdénnen, die im Eigentum Dritter stehen, aber fir Zwecke
der Bundeswehr genutzt werden. Auch ist eine Erweiterung dahingehend erforderlich, be-
reits konkret in Planung befindliche Verteidigungsanlagen in die Schutzwirkung einzubezie-
hen, um bereits zu diesem Zeitpunkt bspw. konkurrierende Planungen abwehren zu kén-
nen. Bisher sah das Schutzbereichgesetz nur den Schutz von bestehenden Verteidigungs-
anlagen vor. In Planung befindliche Anlagen bzw. geplante Erweiterungen bestehender
Verteidigungsanlagen konnten im Wege einer Schutzbereichanordnung bisher nicht z.B.
vor heranrickender Bebauung geschitzt werden mit dem Risiko, die Verteidigungsanlage
in Anbetracht der zwischenzeitlich anderweitig erteilten Genehmigungen nicht mehr im er-
forderlichen Male militarisch nutzen zu kénnen. Mit der Neufassung des Absatzes 2 kén-
nen nunmehr auch in konkreter Planung befindliche Anlagen bzw. geplante Erweiterungen
bestehender Verteidigungsanlagen durch Anordnung eines Schutzbereiches vor heranri-
ckenden Beeintrachtigungen geschiitzt werden. Dabei muss fiir eine konkrete Planung be-
reits ein Detailgrad erreicht sein, der das Vorhaben bereits in seiner spateren Ausflhrung
konkret darstellt und dessen Umsetzung durch eine fachlich zustandige Stelle im Bundes-
ministerium der Verteidigung nachweislich entschieden und angewiesen ist.

Der Zweck des Schutzbereiches war nach dem bisherigen Wortlaut darauf gerichtet, Ver-
teidigungsanlagen zu schitzen. Der Schutzbereich muss fiir diesen Schutz erforderlich sein
und zwar im Hinblick auf die Eigenart der Verteidigungsanlage. Neben diesem Schutz stand
die Erhaltung der Wirksamkeit der Verteidigungsanlage. Diese Voraussetzung ist erflillt,
wenn der Einsatz und der mit der Verteidigungsanlage beabsichtigte Zweck nur auf diese
Weise gewahrleistet werden kann. Diese Formulierung wurde in der Rechtsprechung da-
hingehend ausgelegt, dass ein Schutzbereich zum Schutz der Erhaltung oder der Herstel-
lung der Wirksamkeit von Verteidigungsanlagen oder zum Schutz der Allgemeinheit vor von
der Verteidigungsanlage ausgehenden Gefahren zulassig ist. Mit der neuen Formulierung
soll die bisherige Auslegung durch die Rechtsprechung zum einen gesetzlich verankert
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werden. Zum anderen soll dabei aber auch deutlich t werden, dass Schutzmaflnahmen
nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem Schutz der militdrischen Anlage ste-
hen missen, sondern bei Nutzung der Verteidigungsanlage auch mittelbare MaRnahmen
zur Vermeidung der Beeintrachtigung sicherheitsrelevanter Ablaufe wie der Herstellung ei-
nes reibungslosen Ubungsbetriebs, Schutz von Leib und Leben der Militarangehérigen so-
wie von Zivilpersonen auch auf3erhalb der militarischen Anlage gerichtet sein kbnnen. Zur
Gewahrleistung einer umfassenden Nutzbarkeit der Verteidigungsanlage miissen namlich
auch Anlagen, von denen selbst keine unmittelbaren Gefahren fiir die Offentlichkeit ausge-
hen, sondern bei denen der primare Anordnungsgrund im Schutz von Leib und Leben der
im Zusammenhang mit der Verteidigungsanlage tatigen Militdrangehérigen liegt, sowie er-
ganzend auch der im Umfeld der Anlage befindlichen Zivilpersonen, in die Schutzwirkung
einbezogen werden kdnnen.

Um den Interessen der Energiepolitik Rechnung zu tragen, wird die Aufzahlung um ,ener-
giepolitische Zielsetzung® in § 1 Absatz 3 SchBerG erganzt.

Bisher sah § 1 Absatz 3 SchBerG keine Fristenregelungen in Bezug auf die erforderliche
Anhorung der Landesregierung vor. Mit den neuen Satzen 2 und 3 wird eine Frist zur Ab-
gabe der Stellungnahme der Landesregierung zum Vorhaben eingefiihrt. Die Festlegung
der Frist auf drei Monate wird das Verfahren zur Anordnung eines Schutzbereiches erheb-
lich beschleunigen und Iasst der Landesregierung gleichzeitig ausreichend Zeit, eine ange-
messene Beteiligung der Gemeinden und Gemeindeverbande durchzuflihren. In begrin-
deten Ausnahmefallen ist zudem eine einmalige Fristverlangerung um weitere drei Monate
vorgesehen. Diese Fristverlangerung soll nicht die Regel darstellen und ist daher auch aus-
dricklich mit nachvollziehbaren Griinden zu versehen.

Die Anderungen der bestehenden Regelungen fiihrt zu einer deutlichen Verkiirzung der
haufig langen Verfahren. Momentan werden Anhdrungsverfahren ohne verbindliche ge-
setzliche Fristen durchgeflihrt. Teilweise ist die Verfahrensdauer ohne erkennbare Angabe
von Griinden sehr lang und kann sich bis zu mehreren Jahren hinziehen. Daher soll eine
entsprechende Fristsetzung eingeflhrt werden, um der gednderten Bedrohungslage Rech-
nung zu tragen und das Verfahren zur Schutzbereichsanordnung in angemessener Zeit
abschliel3en zu kénnen. Eine Frist von drei Monaten wird in Anlehnung an § 75 VwGO dabei
als auskdmmlich erachtet. Fur komplexere Sachverhalte wird die Mdglichkeit eroffnet, bei
entsprechender Begriindung die Frist auf weitere drei Monate zu verlangern.

Es wurde die Dauer der Anhérungsverfahren zu Schutzbereichsanordnungen der vergan-
genen Jahre erhoben. Die Auswertung ergab, dass rund 15 % der Verfahren in zwei bis
drei Monaten abgeschlossen sind. Ein GrofR¥teil der Verfahren war danach nach 6 Monaten
abgeschlossen. Einige Verfahren Uberschritten diesen Zeitraum allerdings mit bis zu 36
Monaten Dauer ohne Angabe von Griinden erheblich. Um solchen Verzégerungen entge-
gen zu wirken, soll die Fristenregelung eingefuhrt werden. Um eine signifikante Beschleu-
nigung der Verfahren zu erreichen, soll diese mit einer Fiktion verknlpft werden, dass nach
Fristablauf davon ausgegangen wird, dass keine Einwande vorliegen.

Aufgrund der geanderten sicherheitspolitischen Lage in Europa muss die Bundeswehr Ver-
teidigungsanlagen zeitnah unter angemessener Berlicksichtigung der vorgenannten Inte-
ressen schitzen und hierflr Schutzbereiche anordnen kénnen. Ein jahrelanges Abwarten
bzw. die Erhebung einer entsprechenden Untatigkeitsklage wegen nicht abgeschlossenem
Anhérungsverfahren ist vor diesem Hintergrund und der beabsichtigten Beschleunigung
nicht hinnehmbar und auch nicht gleich geeignet, um die erforderliche Verfahrensbeschleu-
nigung zu erreichen.

Die Schutzbereichsanordnung, die im Nachgang zum Anhdérungsverfahren erlassen wird,
kann durch die betroffene Landesregierung entsprechend gerichtlich Gberprift werden. Von
daher wird auch mit der Genehmigungsfiktion die gerichtliche Uberpriifbarkeit gewahrt, falls
von Seiten der  betroffenen Landesregierung Bedenken gegen die
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Schutzbereichsanordnung bestehen. Einwande werden damit nicht ausgeschlossen, aber
es ist nicht der Bund, der seine Rechte durchsetzen muss, sondern der aktive Part liegt bei
den Gemeinden, die die Schutzbereichsanordnung und das entsprechende Verfahren tber-
prufen lassen wollen. Dies bedeutet, bei Bedarf missen die Gemeinden tatig werden und
entsprechend agieren.

Absatz 4 wurde unverandert Ubernommen.
Zu Nummer 2

Gemal § 2 Absatz 5, der als neuer Absatz 4 fortgefuihrt werden soll, ist der Schutzbereich
aufzuheben, wenn dieser fir die Zwecke des § 1 nicht mehr benétigt wird. Um dieser An-
forderung Rechnung zu tragen Uberprft die Schutzbereichbehoérde per se aufgrund intern
festgelegter Regelungen in einem einjahrigen Turnus im Rahmen einer sog. Schutzbereich-
nachschau die einzelnen Schutzbereiche. Wird dabei Anpassungsbedarf deutlich, wird die-
sem durch bspw. Aufhebung des alten und Neuanordnung eines neuen Schutzbereiches
Rechnung getragen. In diesem Fall werden die Landesregierungen gemal § 1 Absatz 3
auch erneut angehdrt. Kommt es zu keiner Neubewertung muss ein Feststellungsbescheid
erlassen werden. Eine konkrete Verpflichtung zu einer regelmaRigen Uberpriifung alle 5
Jahre wie sie Absatz 4 bisher vorsah fuhrt vor diesem Hintergrund bei allen Beteiligten zu
einem unnotigen Verwaltungsaufwand, Rechtsunsicherheit und bringt keinen echten Mehr-
wert. Im Sinne einer Straffung von Verfahrensablaufen und zur Verfahrensbeschleunigung
soll auf diesen Schritt kiinftig verzichtet werden.

Zu Nummer 3

Es ist dem urspriinglichen Willen des Gesetzgebers weiterhin Rechnung zu tragen, der die
Entscheidung uUber Baumallinahmen in einem Schutzbereich der Schutzbereichbehdrde
Uberantworten wollte. Dies ist vor dem Hintergrund der aktuellen Gesetzeslage nicht mehr
umfassend gegeben, so dass im Ergebnis fachfremde Genehmigungsbehérden aulerhalb
des Geschaftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung Uber die Genehmigung
von Bauwerken in angeordneten Schutzbereichen entscheiden kénnen, obwohl diese nicht
die erforderliche fachliche Kompetenz besitzen (vgl. Konzentrationswirkung des § 13 BIlm-
SchG). Von Literaturmeinungen (Kotulla; BImSchG, § 13 Rdnr. 64; Jarass BImSchG, 9.
Aufl., § 13 BImSchG, Rdnr. 6a) wird auch der Genehmigungsvorbehalt gemaR § 3 Schutz-
bereichgesetz von der Konzentrationswirkung erfasst. Die verdrangten Genehmigungsbe-
horden werden dabei auf eine Anhoérung im konzertierten Verfahren beschrankt. Jedoch
kann nur die Schutzbereichbehdrde selbst militérische Erfordernisse bewerten. Daher be-
darf es der Aufnahme einer vergleichbaren Regelung zu den Formulierungen des Luftver-
kehrsrechts (Zustimmungserfordernis der §§ 12, 14 LuftVG) um den Interessen der Landes-
und Biindnisverteidigung gerecht zu werden. Die Regelungen im Luftverkehrsrecht haben
sich bereits als praxistauglich erwiesen und sollen daher auch kinftig im Schutzbereichge-
setz zur Anwendung gebracht werden.

Eine Entscheidung in einem Verfahren kann sodann nicht mehr ohne Zustimmung der
Schutzbereichbehorde moglich sein. Bei Verfahren, die keiner Genehmigung mit Konzent-
rationswirkung bedurfen, ist die Bauherrschaft gefordert, eine entsprechende Genehmi-
gung bei der Schutzbereichbehoérde einzuholen.

Zur Verfahrensbeschleunigung und zur Erhéhung der Planungssicherheit wird erganzend
eine Entscheidungsfrist von zwei Monaten fir die Schutzbereichbehérde eingefihrt. Wird
innerhalb der Frist nicht entschieden, gilt die Zustimmung als erteilt. Dies tragt dem Inte-
resse an zugigen Verfahren Rechnung, ohne die materiellen Anforderungen an den Schutz-
bereich zu verandern.

Aufgrund der Anderung des § 3 Absatz 1 ist die urspriingliche Regelung des Absatz 1 in
den neuen Absatz 2 zu Uberfuhren.
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Absatz 3 wurde unverandert ubernommen.

Zu Nummer 4

Die Anderung ist redaktioneller Art.

Zu Artikel 8 (Anderung des Landbeschaffungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Um den Interessen der Energiepolitik Rechnung zu tragen, wird die Aufzahlung um ,ener-
giepolitische Zielsetzung® erganzt.

Zu Nummer 2

Die Anderungen der bestehenden Regelung flinren zu einer deutlichen Verkirzung der
haufig langen Verfahren. Momentan werden Anhoérungsverfahren ohne verbindliche ge-
setzliche Fristen durchgefiihrt. Teilweise werden Anhérungsverfahren dadurch erst mit zeit-
licher Verzégerung nach konkreter Bitte um Einleitung desselbigen ertffnet bzw. die Ver-
fahrensdauer ist ohne erkennbare Angabe von Grinden sehr lang und kann sich bis zu
mehreren Jahren hinziehen. Um der geanderten Bedrohungslage Rechnung zu tragen und
Verfahren zur Landbeschaffung ohne erkennbare Griinde in die Lange zu ziehen, soll daher
eine entsprechende Fristsetzung eingeflihrt werden. Eine Frist von drei Monaten wird in
Anlehnung an § 75 VwGO dabei als auskdmmlich erachtet. Fur komplexere Sachverhalte
wird die Mdglichkeit eréffnet, bei entsprechender Begriindung die Frist auf weitere drei Mo-
nate zu verlangern.

Es wurde die Dauer der Landbeschaffungsverfahren zwischen 2019 und 2025 erhoben. Die
Auswertung ergab, dass rund 60 % der Verfahren in drei Monaten abgeschlossen sind.
Weitere 10 % der Verfahren waren danach nach sechs Monaten abgeschlossen. Rund 15
% der Verfahren Uberschritten diesen Zeitraum allerdings mit vierzehn bis neunzehn Mo-
naten Dauer erheblich. Um solchen Verzégerungen entgegen zu wirken, soll die Fristenre-
gelung eingefihrt werden.

Um eine signifikante Beschleunigung der Verfahren zu erreichen, soll diese mit einer Fiktion
verknlpft werden, dass nach Fristablauf davon ausgegangen wird, dass keine Einwande
vorliegen. Aufgrund der aktuellen Bedrohungslage ist eine zeitnahe Bereitstellung von Inf-
rastruktur unerlasslich. Ein jahrelanges Abwarten bzw. die Erhebung einer entsprechenden
Untatigkeitsklage wegen nicht abgeschlossenem Anhérungsverfahren ist vor diesem Hin-
tergrund und der beabsichtigten Beschleunigungswirkung nicht hinnehmbar und auch nicht
gleich geeignet, um die erforderliche Verfahrensbeschleunigung zu erreichen. Die Bezeich-
nung, die im Nachgang zum Anhdrungsverfahren im Einvernehmen mit den beteiligten Bun-
desministerien erlassen wird, kann durch die betroffene Landesregierung bzw. die betroffe-
nen Gemeinden entsprechend gerichtlich Gberprift werden. Von daher wird auch mit der
Genehmigungsfiktion die gerichtliche Uberprifbarkeit gewahrt, falls von Seiten der betroffe-
nen Landesregierung bzw. der betroffenen Gemeinden Bedenken gegen die Bezeichnung
bestehen. Einwande werden damit nicht ausgeschlossen, aber es ist nicht der Bund der
seine Rechte durchsetzen muss, sondern der aktive Part liegt bei den Gemeinden, die die
Bezeichnung und das entsprechende Verfahren Uberprufen lassen wollen. Dies bedeutet,
bei Bedarf missen die Gemeinden tatig werden und entsprechend agieren.

Ohne die Fiktion wirde bei Uberlanger Verfahrensdauer eine Unterbringung des Personal-
aufwuchses und die Errichtung entsprechender Ausbildungsstatten nicht mdglich sein, da
fur die entsprechenden (militarischen) BaumalRnahmen die Ausweisung als Sondergebiet
unabdingbar ist. Ohne ein Entzug der Planungshoheit sind die entsprechenden Mal3nah-
men nicht realisierbar. Eine entsprechende Verzégerung durch das Abwarten eines lang-
wierigen Gerichtsverfahrens ist vor dem Hintergrund der gednderten Bedrohungslage nicht
hinnehmbar.
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Die Méglichkeit der Landesregierungen bei nicht raumbedeutsamen Verfahren oder bei frei-
handigen Erwerbsmalnahmen auf die Durchfiihrung einer Anhérung zu verzichten, tber-
nimmt eine ohnehin schon bestehende Rechtspraxis zur Klarstellung ins Gesetz. Einige
Landesregierungen haben bereits in solchen Fallen auf die Durchfiihrung eines Anhdrungs-
verfahren verzichtet. Andere Landesregierungen hatten gerne verzichtet, sahen sich jedoch
aufgrund der Formulierung ,ist anzuhéren® nicht in der Position, auf eine Anhérung zu ver-
zichten. Dadurch dass die Entscheidung auf Verzicht einer Anhérung nur durch die Lan-
desregierung getroffen werden kann, bleibt diese weiterhin Herrin des Verfahrens.

Unter Raumbedeutsamkeit werden in Anlehnung an § 3 Absatz 1 Nummer ROG verschie-
dene Fallgruppen verstanden: entweder muss durch die in Rede stehenden Planungen
oder MalR-nahmen Raum in Anspruch genommen oder aber die rdumliche Entwicklung oder
Funktion eines Gebietes beeinflusst werden. Es bleibt den Landesregierungen unbenom-
men, die zustandigen Raumordnungsbehdrden bei der Feststellung der fehlenden Raum-
bedeutsamkeit einzubeziehen.

Zu Nummer 3, Zu Nummer 6, Zu Nummer 7 und Zu Nummer 8

Zur Vereinheitlichung der Begrifflichkeit wird durchgangig die Institutsbezeichnung (Bun-
desministerium der Verteidigung) verwendet.

Zu Nummer 4

Der neu eingefigte Satz 3 dient der Klarstellung, dass durch die Bezeichnung die Planungs-
hoheit fur diese konkrete Flache den lokalen Gebietskérperschaften entzogen wird. Beste-
hende Plane werden hierdurch nicht unwirksam, sie sind jedoch auf die durch die Bezeich-
nung betroffenen Grundstiicke nicht mehr anwendbar.

Es handelt sich dabei um die rechtliche Verankerung der Rechtsfolge der Bezeichnung
(siehe Urteil des BVerwG vom 14. Dezember 2000 — 4C 13/99). Hiernach greift die Be-
zeichnung, aus der sich der geplante militarische Verwendungszweck ergibt, in die ge-
meindliche bzw. kommunale Planungshoheit nach Art 28 Absatz 2 GG ein, die gemeindli-
che Planungshoheit darf dabei aber nicht starker eingeschrankt werden als es der militari-
sche Zweck erfordert, so dass die kommunalen Plane im Ubrigen ihre Wirksamkeit behal-
ten.

Zu Nummer 5

Der neu eingeflgte Absatz 4 soll der Klarstellung dienen. Nach dem Gesetzeswortlaut des
§ 1 Absatz 1 LBG kann der Bund Grundstlicke fiir Zwecke der Verteidigung beschaffen.
Nach dem Wortlaut kdme das Landbeschaffungsverfahren bei Grundstiicken, die bereits
im Eigentum des Bundes stehen, nicht zur Anwendung, da in diesem Fall eine Beschaffung
entfallt. In der Kommentarliteratur wird jedoch davon ausgegangen, dass auch bei bereits
im Bundeseigentum befindlichen Grundstiicken ein Landbeschaffungsverfahren durchzu-
fuhren sei, um das Grundstlck der Planungshoheit der lokalen Gebietskdrperschaften zu
entziehen. Dies widerspricht aber dem eindeutigen Wortlaut des § 1 Absatz 1 LBG, daher
wird die entsprechende Klarstellung ins Gesetz aufgenommen, das bei bereits im Eigentum
des Bundes stehenden Grundstucken, die bereits in der Vergangenheit militarisch genutzt
wurden, eine schlichte Bezeichnung ausreicht um die Rechtsfolge des § 1 Absatz 3 herbei-
zufihren. Solange die Grundstiicke noch keiner zivilen Nutzung zugefiihrt wurden, ist die
Planungshoheit der lokalen Gebietskorperschaften fiir diese Grundstiicke noch nicht wieder
aufgelebt. Um die erneute militdrische Nutzung aber entsprechend transparent bekanntzu-
geben und Rechtssicherheit/-klarheit zu schaffen, wird dennoch eine erneute Bezeichnung
erlassen. Die Bezeichnung soll zum gleichen Zeitpunkt erfolgen, zu dem die Anhdrung er-
folgt ware. Eine Kommunikation der militdrischen Widmung erfolgt demnach genauso frih-
zeitig — auch ohne Anhérung.
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Aufgrund der fehlenden Planungshoheit der lokalen Gebietskérperschaften auf diesen
Grundstiicken wird jedoch auf die Durchflihrung eines Anhérungsverfahrens verzichtet. Um
der Bedeutung der Planungshoheit der lokalen Gebietskérperschaften Rechnung zu tragen,
greift die Regelung nur bei spatestens vor zehn Jahren aufgegebener militarischer Nutzung.
Ist die militdrische Nutzung vor Uber zehn Jahren aufgegeben worden, greift auch bei die-
sen Beschaffungen das vollstdndige Landbeschaffungsverfahren nach MaRRgabe dieses
Gesetzes. Eine Vielzahl von militdrisch genutzten Liegenschaften wurden vor rund zehn
Jahren aufgrund der damaligen Sicherheitslage als entbehrlich eingestuft und an die Bun-
desanstalt fir Immobilienaufgaben zurliickgegeben. Vor dem Hintergrund der geanderten
Sicherheitslage besteht jetzt aber erneuter Bedarf fir den notwendigen Aufwuchs der Bun-
deswehr. Damit der Personalaufwuchs entsprechend untergebracht werden kann, ist ein
zugiger Abschluss der hierflr erforderlichen Verfahren geboten.

Grundstlicke, die nicht mehr militdrisch genutzt werden und von der Bundeswehr an die
BImA zurickgegeben wurden, sind automatisch nicht mehr militdrisch gewidmet. Die Pla-
nungshoheit liegt demnach wieder bei der lokalen Gebietskdrperschaft. § 1 Absatz 4 Satz
2 LBG greift nur, wenn die Liegenschaft seit der Rickgabe keiner zivilen Nutzung zugefiihrt
wurde. Auch die Falle, in denen bereits eine Nutzung durch Dritte auf den betroffenen Fla-
chen zugelassen wurde, fallen nicht darunter, da in diesem Fall bereits eine zivile Nutzung
erfolgt. Hier kommt das bisherige Verfahren zur Anwendung.

Zu Artikel 9 (Anderung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die vorgesehenen Neuregelungen in § 51 Absatz 3, § 52 Absatz 1 Satz 2 und § 68 Absatz
5 tragen vor dem Hintergrund der gegenwartigen geopolitischen Lage dem gesteigerten
Bedurfnis nach Verfligbarkeit und mdglichst weitgehender Nutzbarkeit von Flachen zu mi-
litarischen Zwecken Rechnung.

Zu Nummer 1

Der neue Absatz 3 in § 51 WHG regelt die kiinftige Festsetzung von Flachen, die aus-
schlieBlich oder Uberwiegend Zwecken der Verteidigung dienen, als Trinkwasserschutzge-
biete.

Nach Satz 1 sollen solche Flachen kiinftig nur dann ganz oder teilweise erstmals als Trink-
wasserschutzgebiete festgesetzt werden, wenn eine ortsnahe Wasserversorgung auf an-
dere Weise nicht mit vertretbarem Aufwand sichergestellt werden kann. In Fallen der Nut-
zungskonkurrenz zwischen militarisch genutzten und solchen Flachen, die als Trinkwasser-
schutzgebiete in Betracht kommen, steht die militarische Nutzung der Flachen somit in der
Regel ihrer gleichzeitigen Festsetzung als Trinkwasserschutzgebiet entgegen. Dies gilt je-
doch nicht, wenn eine ortsnahe Wasserversorgung (siehe hierzu § 50 Absatz 2 WHG) nur
durch die Festsetzung der militarisch genutzten Flache als Trinkwasserschutzgebiet sicher-
gestellt werden kann. Hierdurch soll insbesondere eine unverhaltnismalig aufwandige
Wasserversorgung aus ortsfernen Wasservorkommen vermieden werden. Satz 1 gilt nur
fur die kunftige Festsetzung von Trinkwasserschutzgebieten; bestehende Gebietsfestset-
zungen bleiben von der Neuregelung unberuhrt.

Nach Satz 2 werden Rechtsverordnungen zur Festsetzung von Trinkwasserschutzgebieten
auf militarisch genutzten Flachen im Benehmen mit dem Bundesministerium der Verteidi-
gung oder der zustandigen Dienststelle der Bundeswehr erlassen. Hierdurch soll sicherge-
stellt werden, dass die Verteidigungsbelange bei der Gebietsfestsetzung angemessen be-
ricksichtigt werden. Die zustandige Stelle im Geschaftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung ist das Bundesamt flr Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen
der Bundeswehr mit Sitz in Bonn.
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Zu Nummer 2

Nach dem neuen Satz 2 in § 52 Absatz 1 WHG ist bei Anordnungen nach § 52 Absatz 1
Satz 1 WHG in Bezug auf kiinftig auszuweisende Wasserschutzgebiete auf Flachen, die
ausschlieBlich oder Gberwiegend Verteidigungszwecken dienen, grundsatzlich die bestim-
mungsgemafe Nutzung zu diesen Zwecken zu gewahrleisten. Dies gilt mit Blick auf den
verfassungsrechtlich gewahrleisteten Schutz der 6ffentlichen Wasserversorgung sowie den
Vorrang des EU-Rechts allerdings nicht, soweit die militarische Nutzung die &ffentliche
Wasserversorgung oder die Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 bis 31
sowie 47 WHG gefahrden wirde. Die genannten Vorschriften dienen der Umsetzung der
entsprechenden Vorgaben der Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtlinie), die Ver-
stélRe gegen die Bewirtschaftungsziele aus Griinden der Flachennutzung zu Verteidigungs-
zwecken nicht zulasst. Der neue § 52 Absatz 1 Satz 2 gilt nur fir kiinftige Anordnungen
nach § 52 Absatz 1 Satz 1 und Iasst bereits getroffene Anordnungen in Wasserschutzge-
bieten mit militrischer Nutzung unberuhrt.

Zu Nummer 3

Der neue § 68 Absatz 5 Satz 1 trifft fur kiinftige baulich-technische MalRnahmen des Hoch-
wasserschutzes, die einen Gewasserausbau darstellen oder bei denen es sich um Deich-
und Dammbauten, die den Hochwasserabfluss beeintrachtigen, oder um Bauten des Kus-
tenschutzes handelt, eine dem neuen § 52 Absatz 1 Satz 2 entsprechende Regelung. § 68
Absatz 5 Satz 1 gilt auch fur den Bau von Poldern zur Ruckhaltung von Hochwasser. Nach
dieser Vorschrift ist bei solchen Malnahmen auf Flachen, die ausschliel3lich oder Uberwie-
gend Zwecken der Verteidigung dienen, grundsatzlich die bestimmungsgemale Nutzung
zu diesen Zwecken zu gewahrleisten. Dies gilt allerdings nicht, soweit dieser Nutzung die
Belange des Hochwasserschutzes entgegenstehen wirden. Diese Ausnahmeregelung
tragt der Bedeutung des bestehenden sowie des kiinftigen Hochwasserschutzes auch fiir
Schutz von Leben und Gesundheit von Anwohnern in hochwassergefahrdeten Bereichen
Rechnung.

Die Belange des Hochwasserschutzes stehen nur dann entgegen, wenn eine erhebliche
Beeintrachtigung bedeutender Verfassungsguter, insbesondere fir Leben oder Gesund-
heit, droht.

Das Benehmen wird im Geschaftsbereich des BMVg mit dem zustandigen Bundesamt flr
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr mit Sitz in Bonn herge-
stellt.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine Folgeanderung, die aufgrund der Einfligung des neuen Satzes 2
in § 52 Absatz 1 WHG erforderlich wird.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine Folgeanderung, die aufgrund der Einfligung des neuen Satzes 2
in § 52 Absatz 1 WHG erforderlich wird.

Zu Artikel 10 (Anderung des Bundeswaldgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Regelung ist neu im BWaldG. Die Erganzung adressiert die bestimmungsgemale Nut-
zung von Flachen, die nationalen Sicherheitsinteressen dienen, wie z. B. erforderliche

Sichtachsen in militdrischen Schief3bahnen oder Ubererdete und mit Gehdlzen bewachse-
ne Bunker. Anlagen und Malnahmen zur Sicherstellung der Landes- und



- 37 - Drucksache 464/26

Bundnisverteidigung haben auf diesen Flachen Vorrang. Sie werden daher ausdricklich
vom Waldbegriff ausgenommen.

Die Vorgaben der neuen Nummer 6 Buchstabe b beziglich der mit dieser Regelung nun-
mehr entfallenen Waldeigenschaft von der Landes- und Bindnisverteidigung dienenden
Flachen gelten auch fir entsprechende Bauwerke, die von hierzu qualifizierten zivilen Her-
stellern oder Wirtschaftsunternehmen im Auftrag der Bundeswehr, der NATO oder der
Gaststreitkrafte zur Herstellung, Lagerung oder zur Vorbereitung auf den Transport oder
den Einsatz von militarischer Munition oder Waffen unterhalten oder betrieben werden.

Die Herausnahme von Flachen entlang Sicherungseinrichtungen gemal Nummer 6 Buch-
stabe c aus dem Waldbegriff soll die Bewirtschaftung (Pflege, Unterhaltung) erleichtern und
zur Erhaltung der Sicherheit von militdrischen Anlagen dienen.

Zu Nummer 2

Diese Regelung dient der Klarstellung. Aufgrund der klimabedingten Waldschaden ist die
Gefahr umstirzender Badume oder herabfallenden Totholzes oder Kronenteile im Wald in
der jingsten Vergangenheit stark angestiegen. Gleichzeitig wird der Druck der Erholungs-
suchenden auf den Wald immer starker. Wahrend es unstrittig ist, dass der Waldbesitzer
keine Verkehrssicherungspflicht hinsichtlich waldtypischer Gefahren auf Waldwegen —
auch wenn diese stark frequentiert sind — hat, besteht Rechtsunsicherheit, ob dies auch
dann gilt, wenn sich eine waldtypische Gefahr bei einem Verweilen von Waldbesuchern auf
einer im Wald befindlichen Sitzgelegenheit realisiert. Durch die Erganzung wird klargestellt,
dass in diesem Fall eine Verkehrssicherungspflicht des Waldbesitzers nicht besteht. Eine
standige Kontrolle auf waldtypische Gefahren ist fir den Waldbesitzer nicht zumutbar. Um
zuklnftig die Bereitschaft der Waldbesitzer zu férdern, Erholungseinrichtungen zu schaffen,
zu erhalten bzw. zu dulden, ist diesbezlglich eine Klarstellung erforderlich. Unter das Be-
treten im Sinne des Absatz 1 fallt insbesondere auch das Verweilen auf Sitzgelegenheiten.
Typische einfache Einrichtungen sind solche, deren Zweck nicht auf einen dauerhaften Auf-
enthalt oder das Verweilen gréRerer Personengruppen ausgelegt sind, insbesondere Sitz-
banke, Rastplatze, Angebote fir natursportliche Fitness- oder Gesundheitsaktivitaten,
Steganlagen oder Informationstafeln.

In § 14 Absatz 1 Satz 5 wird schlielich klargestellt, dass sich die Einschrankung der Ver-
kehrssicherungspflicht nicht nur auf die waldtypischen Gefahren beschrankt. Sie gilt auf den
in § 45 Absatz 1 Nummer 1 und 2 genannten Flachen auch fir die besonderen waldtypi-
schen Gefahren, die infolge der bestimmungsgemaflien Nutzung entstehen. Dies umfasst
insbesondere Gefahren, die von durch Ubungsbetrieb, Befahrung oder Beschuss gescha-
digten Baumen ausgehen.

Zu Nummer 3

Mit dieser Anderung wird die bisherige Regelung des § 45 BWaldG modernisiert und an
aktuelle Herausforderungen und Entwicklungen angepasst. Die Anderungen bilden das Er-
fordernis ab, wegen der aktuellen weltpolitischen Bedrohungslage und dem deswegen not-
wendigen zeitkritischen Aufwuchs der Bundeswehr, derartige Vorhaben schnellstmoglich
umzusetzen. Ein Verzug der Fertigstellung von Vorhaben der Verteidigung ist in der jetzigen
Krisensituation nicht hinnehmbar.

Zu Absatz 1

§ 45 Absatz 1 BWaldG wird neu gefasst, damit die Funktionssicherung fir die hier genann-
ten Flachen, die besonderen Bundeszwecken dienen, klargestellt wird. Um auch Neupla-
nungen oder Erweiterungen einzubeziehen und hier das besondere Regelungsregime des
§ 45 BWaldG anzuwenden, wurde die Formulierung auch auf verbindliche Planungsent-
scheidungen ausgedehnt.
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Die Nummern 1 bis 3 entsprechen dem geltenden Recht.

Satz 2 greift den Regelungsgehalt des § 45 Absatz 1 zweiter Satzteil des BWaldG gF in
Bezug auf Regelungen der Lander auf und verweist darauf, dass diese gegenuber einer
bestimmungsgemaflen Nutzung der jeweiligen Flache zurlickstehen missen. Im Sinne ei-
ner Klarstellung werden von dieser Regelung auch die nach § 14 BWaldG zum Betreten
des Waldes erlassenen Landesvorschriften umfasst: Auch diese sind nur anzuwenden, so-
fern dadurch die bestimmungsgemafe Nutzung der Flache nicht beeintrachtigt wird.

Satz 3 stellt fir die Flachen nach Nummer 1 und 2 klar, dass, aufgrund ihrer besonderen
Bedeutung fir die verfassungsrechtlich verankerte Verteidigungsfahigkeit der Bundesre-
publik Deutschland, hier explizit keine Einschrankungen durch landesgesetzliche Vorgaben
oder Planungen zulassig sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 greift die Bestimmungen des § 45 Absatz 2 BWaldG gF auf, modernisiert und
prazisiert diese.

In Satz 1 werden die gesetzesinternen Verweise aktualisiert und vervollstandigt. Durch den
Bezug auf Vorhaben in Nummer 1 wird klargestellt, dass MalRnahmen und Vorhaben, die
auf die Erhaltung der eigentlichen Nutzung abzielen, verfahrensfrei sind. Lediglich bei
neuen Vorhaben ist eine Entscheidung der fur das Vorhaben zustandigen Bundesbehdrde,
bundesunmittelbaren Anstalt oder Korperschaft notwendig, die nach Benehmensherstel-
lung mit der Landesbehdrde stattfindet. Ferner wird klargestellt, dass die nach Landesrecht
zustandige Behorde zu horen ist.

Satz 2 enthalt zur Beschleunigung der verteidigungswichtigen Vorhaben eine Zustim-
mungsfiktion, wenn die zustandige Landesbehorde sich nicht innerhalb der genannten Frist
zur Benehmensherstellung aul3ert.

Satz 3 regelt die Zustandigkeit der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben speziell fiir Wald-
flachen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2, deren Eigentiimerin sie ist und die sie als Dienst-
leisterin betreut. Die Regelung bildet die bisherige Praxis ab und dient der Klarstellung.
Sehen andere fachgesetzliche Regeln (wie z.B. das Landbeschaffungsgesetz oder das
Luftverkehrsgesetz) eine Anhérung der Landesbehdrden vor, findet die Anhérung der zu-
standigen Forstbehdrde und die Wirdigung der forstrechtlichen Belange in diesem Rahmen
und nicht gesondert Uber die Bundesanstalt fur Immobilienaufgaben statt.

Zu Absatz 3

Diese Regelung entspricht § 45 Absatz 3 BWaldG (unverandert, lediglich mit angepasster
Verweisung). Sie stellt angesichts der bei § 45 enthaltenen Privilegierung fir bestimmte
Bundeszwecke klar, dass auch Bundeseinrichtungen an die Regelung des § 8 gebunden
sind, soweit es sich nicht um Flachen gemaR § 45 Absatz 1 Nummer 1 handelt. Auf Grund
der Eilbedurftigkeit dieser Nutzungen und Vorhaben fir den Aufwuchs der Bundeswehr fin-
det keine forstliche Kompensation statt. Die Vorgaben fir der Verteidigung dienende Fla-
chen gelten auch fir entsprechende Bauwerke, die von hierzu qualifizierten zivilen Herstel-
lern oder Wirtschaftsunternehmen im Auftrag der Bundeswehr, der NATO oder Gaststreit-
kraften zur Herstellung, Lagerung oder zur Vorbereitung auf den Transport oder den Einsatz
von Material, militarischer Munition oder Waffen unterhalten oder betrieben werden.

Die im bisherigen Absatz 4 enthaltene Sonderregelung fir das Land Berlin wird aufgeho-
ben.
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Zu Artikel 11 (Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Die vorgesehenen Anderungen im Bundesnaturschutzgesetz dienen der Vereinfachung
und Beschleunigung dringend erforderlicher Infrastrukturverfahren zur Starkung der Vertei-
digungsfahigkeit der Bundeswehr und der Biindnispartner. Sie dienen aul3erdem der Klar-
stellung, dass Flachen mit einer militdrischen Zweckbindung, nicht von naturschutzfachli-
chen Planungen uberlagert werden durfen.

Zu Nummer 1

§ 4 wird neu gefasst, damit die Funktionssicherung fur die hier genannten Flachen, die
besonderen Bundeszwecken dienen, klargestellt wird.

Um auch Neuplanungen oder Erweiterungen oder bloRRe Neuwidmungen einzubeziehen,
wird die Formulierung auch auf Flachen ausgedehnt, fiir die bereits ein Verfahren nach dem
Landbeschaffungsgesetz eingeleitet wurde. Durch die Anknipfung an § 1 Absatz 2 des
Landbeschaffungsgesetzes, der die Anhdrung der jeweils betroffenen Landesregierung re-
gelt, wird sichergestellt, dass die fir Naturschutz und Landschaftspflege zustandigen Be-
hdérden von den geplanten Neuplanungen und Erweiterungen Kenntnis erlangen und Mal3-
nahmen unterlassen, die einer bestimmungsgemaflen Nutzung zuwiderlaufen wurden.
Durch den Verweis auf § 1 Absatz 4 LBH werden hiervon auch die Falle umfasst, in denen
sich das Grundstiick bereits im Eigentum des Bundes befindet und eine Neuwidmung in
Form einer Bezeichnung ansteht, auch wenn hierbei auf eine erneute Anhérung der Lan-
desregierung verzichtet wird. Bei bereits im Eigentum des Bundes stehenden Grundsti-
cken, die bereits in der Vergangenheit militarisch genutzt wurden, und die noch keiner zivi-
len Nutzung zugefiihrt wurden, kann davon ausgegangen werden, dass noch keine Uberla-
gernden Fachplanungen vorgenommen wurden. Spatestens mit der Bezeichnung der
Grundstiicke wird den Landesregierungen die militarische Nutzung wieder bekannt.

Zu Nummer 2

Angesichts der aktuellen weltpolitischen Bedrohungslage, die ein sehr zeitkritisches Ele-
ment mit sich bringt, missen die Projekte zum Aufwuchs der Bundeswehr schnellstméglich
durchgefuhrt werden. Dies betrifft MaRnahmen auf militarischen Liegenschaften nach § 4
Satz 1 Nummer 1 unabhangig von der jeweiligen Bauherrenschaft und der jeweiligen
Durchfuihrungsverantwortung fiir die Malinahme. In der Regel werden diese Mallhahmen
von den Einrichtungen der Lander, denen nach § 5b des Finanzverwaltungsgesetzes die
Erledigung von Bauaufgaben im Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidi-
gung Ubertragen wurde oder vom Bundesamt flir Bauwesen und Raumordnung durchge-
fuhrt. In Betracht kommen aber auch solche Mallhahmen, die von Behdrden der Bundes-
wehrverwaltung, der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben oder anderen Behérden durch-
gefuhrt werden. Dies gilt auch fiir die in Satz 2 genannten privilegierten Vorhaben der Si-
cherheits- und Verteidigungsindustrie nach § 37a BauGB. Ein Verzug der Fertigstellung von
Infrastrukturprojekten, wie er durch die erforderlichen Untersuchungen und gutachterliche
Bewertung des Eingriffsumfangs vor Beginn der Baumalinahmen bedingt wird, ist in der
jetzigen Krisensituation nicht hinnehmbar. Daher wird fur einen eng eingegrenzten Bereich
von Vorhaben, welche der Bewaltigung der aktuellen Krise durch die Sicherstellung der
verfassungsrechtlich verankerten Verteidigungsfahigkeit dienen, durch den neuen § 15 Ab-
satz 9 die Handhabung der nationalen Eingriffsregelung fir die Dauer des Aufwuchses der
Bundeswehr so angepasst, wie es erforderlich ist, um mit den Projekten verzugslos zu be-
ginnen. Der potentielle Kompensationsumfang fir einen Eingriff wird zunachst durch eine
Abschlagszahlung abgebildet. Nachlaufend wird der tatsachliche Kompensationsumfang
nach der Bundeskompensationsverordnung ermittelt und mit dem bereits gezahlten Betrag
verrechnet.

Die naheren Details dieses Verfahrens und die Ablaufe zwischen dem Bundesministerium
fir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit und dem Bundesministerium
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der Verteidigung werden in einer gemeinsam erarbeiteten Rechtsverordnung geregelt.
Hierbei wird das Bundesministerium der Finanzen beteiligt, soweit die Bundesanstalt fir
Immobilienaufgaben betroffen ist.

Zu Nummer 3

Durch die Erganzung in § 17 Absatz 6 Satz 3 wird das Kompensationsverzeichnis um An-
gaben zu MaBnahmen erweitert, die durch ein Ersatzgeld nach § 15 Absatz 9 finanziert
werden. Zustandig fir die Ubermittlung ist das Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz,
Naturschutz und nukleare Sicherheit oder eine durch dieses zu bestimmender Dritter.

Zu Nummer 4

Durch Schutzgebiete nach §§ 23 und 26 BNatSchG sowie durch geschutzte Landschafts-
bestandteile und gesetzliche geschitzte Biotope nach den §§ 29 und 30 BNatSchG darf es
keine Einschrankungen auf Flachen geben, die militarischen Zwecken dienen. Dies betrifft
nur die Teile von Schutzgebieten, geschitzten Landschaftsbestandteilen und gesetzlich
geschiitzten Biotopen, bei denen es zu einer Uberschneidung mit Flachen nach § 4 Satz 1
Nummer 1 BNatSchG kommt. Dieser Grundsatz ergibt sich bereits aus § 4 BNatSchG und
soll angesichts der Notwendigkeit der Ausweitung des Ubungsbetriebs klarstellend bundes-
gesetzlich verankert werden, damit Unstimmigkeiten durch abweichende Landesregelun-
gen vermieden werden. Satz 3 stellt klar, dass dies nicht fur Natura-2000 Gebiete gilt. Bei
der militarischen Nutzung ist sicherzustellen, dass die Ziele des Naturschutzes und der
Landschaftspflege beachtet werden.

Zu Nummer 5

Mit einem neuen Absatz 9 wird geregelt, dass Uber artenschutzrechtliche Ausnahmen flr
Vorhaben, die unmittelbar der Landesverteidigung oder Erflllung zwischenstaatlicher Ver-
teidigungsverpflichtungen dienen, zukiinftig einheitlich das Bundesministerium der Vertei-
digung bzw. die zustandige Dienststelle der Bundeswehr sowie auf den durch die Gast-
streitkrafte militarisch genutzten Flachen die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA)
entscheidet. Die Anderung soll durch eine Verringerung der Schnittstellen der Beschleuni-
gung dieser Vorhaben dienen.

Die Anderung betrifft alle Vorhaben, die unmittelbar der Vorbereitung, Herstellung und Er-
haltung der Einsatzbereitschaft der Bundeswehr und der Gaststreitkrafte dienen.

Zu Nummer 6

Durch den neu eingeflihrten Satz 2 wird sichergestellt, dass durch eine Erklarung nach Satz
1 militdrische Nutzungen im Bereich der Kiistengewasser bis zum 31. Dezember 2035 nicht
beschrankt werden dirfen. § 20 Absatz 4 Satze 2 und 3 sind auch im Bereich der Kiisten-
gewasser zu beachten.

Zu Nummer 7

Die Anderung stellt sicher, dass Uber Befreiungen fiir Vorhaben, die unmittelbar der Lan-
desverteidigung oder Erfillung zwischenstaatlicher Verteidigungsverpflichtungen dienen,
fur die Zeit des Aufwuchses der Bundeswehr einheitlich durch das Bundesministerium der
Verteidigung bzw. die zustandige Dienststelle der Bundeswehr sowie auf den durch die
Gaststreitkrafte militdrisch genutzten Flachen durch die Bundesanstalt fur Immobilienauf-
gaben (BImA) entschieden werden kann. Die Anderung soll durch eine Verringerung der
Schnittstellen zwischen unterschiedlichen Behérden der Beschleunigung dieser Vorhaben
dienen. Die Befreiung ergeht zukunftig gemeinsam mit der Entscheidung uber die Durch-
fuhrung eines Vorhabens. Die Formulierung zur Zustandigkeit orientiert sich an der bereits
geltenden Regelung des § 48a Nummer 3 BNatSchG.
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Zu Artikel 12 (Inkrafttreten)

Artikel 12 sieht das Inkrafttreten am Tag nach der Verkiindung vor.
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	Bau und Betrieb von Anlagen für Zwecke der Bundeswehr oder der verbündeten Streitkräfte liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Im Verhältnis zu anderen im überragenden öffentlichen Inter...

	§ 5
	Abweichung von der Verordnung zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
	Im Rahmen von § 52 Absatz 1 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist das Bundesministerium der Verteidigung berechtigt, für Anlagen in seinem Geschäftsbereich eine eigene Stelle als Sachverständigenorganisation zu best...


	Artikel 2
	Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
	Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 163) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	Nach § 60 Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefügt:
	„(1a) Abweichend von § 16 Absatz 1 Satz 1 sind wesentliche Änderungen von Anlagen nach Nummer 10.18 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen, die der Landesverteidigung dienen, der zuständigen Behörde nach § 15 anzuzeigen. Satz...


	Artikel 3
	Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
	Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	Nach § 1 Absatz 2 wird der folgende Absatz 2 a) eingefügt:
	„(2a) Bei Vorhaben nach Anlage 1 Nummer 17.1 oder 17.2 auf Flächen, die Zwecken der Verteidigung dienen oder in einem Plan für einen solchen Zweck ausgewiesen sind, sowie bei Vorhaben nach Anlage 1 Nummer 19.3, die militärischen Zwecken dienen, entsch...


	Artikel 4
	Änderung Verwaltungsgerichtsordnung
	Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 152) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 50 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	1. In Nummer 12 wird die Angabe „Verfahren.“ durch die Angabe „Verfahren,“ ersetzt.
	2. Nach Nummer 12 wird die folgende Nummer 13 eingefügt:


	Artikel 5
	Änderung des Soldatengesetzes
	Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 7) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	Nach § 30 Absatz 6 wird der folgende Absatz 7 eingefügt:
	„(7) Einem Soldaten mit einer Wohnung im Sinne § 10 Absatz 3 des Bundesumzugskostengesetzes, der in entsprechender Anwendung der Trennungsgeldverordnung nicht täglich zum Wohnort zurückkehrt und dem die tägliche Rückkehr nicht zuzumuten oder aus diens...


	Artikel 6
	Änderung des Bundesleistungsgesetzes
	Das Bundesleistungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 2 wird wie folgt geändert:
	(3) „ Leistungen nach Absatz 1 Nummer 10 und 11 dürfen längstens für die Dauer von einem Jahr verlangt werden, Leistungen nach Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 6 und 8 bis 9 längstens für die Dauer von zwei Jahren.“

	2. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	3. § 8 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Leistungsempfänger ist der Bedarfsträger oder ein von diesem bestimmter Auftragnehmer, soweit dessen Leistungserbringung für die Herstellung und Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft der Streitkräfte genutzt wird. In den Fällen des § 1 Absat...

	4. In § 9 Absatz 1 Nummer 6 wird nach der Angabe „10“ die Angabe „und 11“ eingefügt.
	5. In § 14 wird die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 10“ durch die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11“ ersetzt.
	6. In § 22 Absatz 2 wird die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 10“ durch die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11“ ersetzt.
	7. § 27 wird durch den folgenden § 27 ersetzt:
	§ 27 „
	(1) Hat die Anforderungsbehörde nach § 8 Absatz 1 Satz 1 einen anderen als einen Bedarfsträger zum Leistungsempfänger bestimmt, so hat der Bedarfsträger die Entschädigungen und Ersatzleistungen nach diesem Gesetz zu zahlen, sofern sich nicht eine Ersa...
	(2) Hat die Anforderungsbehörde nach § 8 Absatz 2 einen anderen als einen Bedarfsträger zum Leistungsempfänger bestimmt, so hat der Leistungsempfänger Ersatz nach § 26 Absatz 1 nur zu leisten, wenn sich eine Ersatzpflicht bei sinngemäßer Anwendung der...


	8. In § 43 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 10“ durch die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11“ ersetzt.
	9. § 66 Absatz 2 Satz 1 wird gestrichen.
	10. § 70 Absatz 1 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:


	Artikel 7
	Änderung des Schutzbereichgesetzes
	Das Schutzbereichgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 13. Mai 2015 (BGBl. I S. 706) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 wird durch den folgenden § 1 ersetzt:
	§ 1 „
	(1)  Ein Schutzbereich ist ein Gebiet, in dem die Benutzung von Grundstücken für Zwecke der Verteidigung nach Maßgabe dieses Gesetzes beschränkt ist. Zwecke der Verteidigung können dabei auch durch Dritte wahrgenommen werden. Der Verteidigungszweck ka...
	(2) Ein Schutzbereich kann auf Grund besonderer Anordnung des Bundesministeriums der Verteidigung oder einer von ihm benannte Stelle angeordnet werden:
	(3) Soll ein Gebiet zum Schutzbereich erklärt werden, so ist die Landesregierung zu hören. Diese hat die betroffene Gemeinde oder den betroffenen Gemeindeverband anzuhören. Die Landesregierung hat in ihrer Stellungnahme die Erfordernisse der Raumordnu...
	(4) Ein Gebiet darf zum Schutzbereich nur erklärt werden, wenn der mit dem Schutzbereich erstrebte Erfolg auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln erreicht werden kann.“


	2. § 2 wird wie folgt geändert:
	3. § 3 wird durch den folgenden § 3 ersetzt:
	§ 3 „
	(1)  Bauliche oder andere Anlagen über oder unter der Erdoberfläche dürfen innerhalb der Schutzbereiche nur mit Zustimmung der Schutzbereichbehörde errichtet, geändert oder beseitigt werden. Die Zustimmung der Schutzbereichbehörde gilt als erteilt, we...
	(2) Veränderungen im Schutzbereich von Inseln, Küsten oder Gewässern sowie Veränderungen der Bodengestaltung oder Bodenbenutzung außer der landwirtschaftlichen Nutzung, bedürfen der Zustimmung oder im Fall des Absatz 1 Satz 5 der Genehmigung. Absatz 1...
	(3) Befreiungen von der Genehmigungspflicht können zugelassen werden.“


	4. § 9 wird wie folgt geändert:
	(1) „ Das Bundesministerium der Verteidigung oder eine von ihm benannte Stelle erklärt die Gebiete zu Schutzbereichen.“



	Artikel 8
	Änderung des Landbeschaffungsgesetzes
	Das Landbeschaffungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 190 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 1 wird wie folgt geändert:
	1. In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „und“ vor dem Wort Landschaftspflege durch ein Komma ersetzt und hinter der Angabe „Landschaftspflege“ die Angabe „und energiepolitische Zielsetzung“ eingefügt.
	2. Nach Absatz 2 Satz 3 werden die folgenden Sätze eingefügt:
	3. In Absatz 3 wird die Angabe „Bundesministern“ durch die Angabe „Bundesministerien“ ersetzt.
	4. Nach Absatz 3 Satz 2 werden die folgenden Sätze 3 und 4 eingefügt:
	5. Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefügt:
	(4) „ Befindet sich das Grundstück, das für Zwecke der Verteidigung beschafft werden soll, bereits im Eigentum des Bundes, so erfolgt die Widmung für Zwecke der Verteidigung durch die Bezeichnung nach Absatz 3. Das Anhörungsverfahren nach Absatz 2 ent...

	6. In § 8 wird die Angabe „Bundesminister“ durch die Angabe „Bundesministerium“ ersetzt.
	7. In § 11 Absatz 1 wird die Angabe „der zuständige Bundesminister“ durch die Angabe „das zuständige Bundesministerium“ ersetzt.
	8. In § 72 wird die Angabe „der zuständige Bundesminister“ durch die Angabe „das zuständige Bundesministerium“ ersetzt.


	Artikel 9
	Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes
	Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Nach § 51 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefügt:
	(3) „ Flächen, die ausschließlich oder überwiegend Zwecken der Verteidigung, insbesondere auch der Erfüllung von Verpflichtungen des Bundes aus zwischenstaatlichen Verträgen, dienen oder die in einem verbindlichen Plan für diese Zwecke ausgewiesen sin...

	2. Nach § 52 Absatz 1 Satz 1 wird der folgende Satz eingefügt:
	3. Nach § 68 Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefügt:
	(5) „ Bei baulich-technischen Maßnahmen des Hochwasserschutzes, die einen Gewässerausbau darstellen oder diesem gleichstehen, ist auf Flächen, die ausschließlich oder überwiegend Zwecken der Verteidigung, insbesondere auch der Erfüllung von Verpflicht...

	4. In § 104a Absatz 2 Satz 6 wird die Nummer 2 durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
	5. § 108 wird wie folgt ersetzt:
	§ 108 „
	Wurde vor dem 15. August 2025 ein Zulassungs- oder ein Befreiungsverfahren eingeleitet, auf das die Vorschriften des § 11a, auch in Verbindung mit § 38 Absatz 5 Satz 3, § 52 Absatz 1 Satz 5, § 70 Absatz 1 Satz 2 oder § 78 Absatz 5 Satz 3 in ihrer jewe...




	Artikel 10
	Änderung des Bundeswaldgesetzes
	Das Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037), das zuletzt durch Artikel 112 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 Absatz 2 werden die Nummern 4 und 5 durch die folgenden Nummer 4 bis 6 ersetzt:
	2. § 14 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Das Betreten des Waldes zum Zwecke der Erholung ist gestattet. Dem Betreten steht das Verweilen an im Wald befindlichen einfachen Einrichtungen, insbesondere Sitzgelegenheiten und Informationstafeln gleich. Das Radfahren, das Fahren mit Krankenf...

	3. § 45 wird durch den folgenden § 45 ersetzt:
	§ 45 „
	Anwendung des Gesetzes in besonderen Fällen
	(1) Auf Flächen, die Zwecken
	(2) Die für das Vorhaben zuständige Behörde des Bundes entscheidet im Benehmen mit der nach Landesrecht zuständigen Behörde:
	(3) Behörden des Bundes und die bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts haben bei Planungen und Maßnahmen, die eine Inanspruchnahme von Waldflächen vorsehen oder die in ihren Auswirkungen Waldflächen betref...




	Artikel 11
	Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes
	Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Nach § 4 Satz 1 wird folgender neuer Satz eingefügt:
	2. Nach § 15 Absatz 8 wird folgender Absatz 9 eingefügt:
	(9) „ Abweichend von Absatz 6a sind bis zum 31. Dezember 2035 Eingriffe, die auf Flächen nach § 4 Satz 1 Nummer 1 durchgeführt werden, die ausschließlich Zwecken der Verteidigung dienen, unvermeidbare Beeinträchtigungen zulässig, ohne dass diese auszu...

	3. In § 17 Absatz 6 Satz 3 wird nach der Angabe „§ 15 Absatz 6a“ die Angabe „und 9“ eingefügt.
	4. In § 20 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:
	(4) „ Ausgenommen von den Verboten nach und aufgrund der §§ 23, 26, 29 und 30 sind die militärische Nutzung, der Bau und Betrieb von militärischen Anlagen, die darauf bezogene, Gefahrenabwehr, vorbeugender Brandschutz sowie Geländebetreuung von Freige...

	5. Nach § 45 Absatz 8 wird folgender Absatz 9 eingefügt:
	(9) „ Zuständig für die Erteilung von Ausnahmen nach Absatz 7 für Vorhaben, die unmittelbar der Landesverteidigung oder der Erfüllung zwischenstaatlicher Verteidigungsverpflichtungen dienen, ist das Bundesministerium der Verteidigung oder die zuständi...

	6. In § 56 wird Absatz 2 durch folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ In den in Absatz 1 genannten Meeresbereichen kann die Erklärung von Ge-bieten zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 auch dazu dienen, zusammenhängende und repräsentative Netze geschützter Meeresgebiete im Sinn...

	7. Nach § 67 Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
	(4) „ Zuständig für die Erteilung von Befreiungen für Vorhaben, die der Landesverteidigung oder der Erfüllung zwischenstaatlicher Verteidigungsverpflichtungen dienen, ist bis zum 31. Dezember 2035 das Bundesministerium der Verteidigung oder die zustän...



	Artikel 12
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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